Deutscher Bundestag 
2. Wahlperiode 
1953 


Drudesache 478 


Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
4 — 43200 — 530/54 (IV) 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 


Entwurf 

eines Gesetzes zur weiteren Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 1954) 


nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Justiz. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 121. Sitzung 
am 9. April 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
nach Anlage 2 Stellung genommen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Blücher 


Druds; Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Sdieur, Bonn 

*" T? U-»-. n.. <1 DVi^ir»ol1oo 9A 


Bonn, den 24. April 1954 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur weiteren Vereinfachung des Wirtschaftsstrafrechts 
(Wirtschaftsstrafgesetz 1954) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Ahndung von Zuwiderhandlungen 
im Bereich des Wirtschaftsrechts 

§ 1 

Verstoß gegen wirtschaftsrechtliche 
Vorschriften 

Nach diesem Gesetz werden Zuwider- 
handlungen im Sinne folgender Vorschriften 
geahndet: 

1. § 11 des Gesetzes über Notmaßnahmen 
auf dem Gebiet der Elektrizitäts- und 
Gasversorgung (Energienotgesetz) vom 
10. Juni 1949 (WiGBl. S. 87) in der Fas- 
sung der Verlängerungsgesetze vom 
7. Juni 1950 (Bundesgesetzbl. S. 204), 
29. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 224), 
5. April 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 227) 
und 28. März 1953 (Bundesgesetizbl. I 
S. 89) und der Erstreckungsverordnung 
vom 3. Januar 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 3), 

2. § 13 des Gesetzes zum Schutze der Kul- 
turpflanzen in der Fassung vom 
26. August 1949 (WiGBl. S. 308) und in 
der Fassung der Erstreckungsverordnung 
vom 12. Mai 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 180), 

3. § 21 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Getreide und Futtermitteln (Getreide- 
gesetz) in der Fassung vom 24. Novem- 
ber 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 901) und 


§ 27 der Anordnung über Futtermittel, 
Mischfuttermittel und Mischungen (Fut- 
termittelanordnung) in der Fassung vom 
24. Oktober 1951 (Bundesanzeiger Nr. 
213 S. 1), 

4. § 17 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Zucker (Zuckergesetz) vom 5. Januar 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 47) in der Fas- 
sung des Gesetzes vom 3. Oktober 1951 
(Bundesgesetzbl. I S. 852), 

5. § 30 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Milch, Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz) in der Fassung 
vom 10. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 811), 

6. § 26 des Gesetzes über den Verkehr mit 
Vieh und Fleisch (Vieh- und Fleisch- 
gesetz) vom 25. April 1951 (Bundesge- 
setzbl. I S. 272), 

7. § 7 des Gesetzes für Sicherungsmaß- 
nahmen auf einzelnen Gebieten der ge- 
werblichen Wirtschaft in der Fassung 
vom 5. Mai 1951 (Bundesgesetzbl. I 
S. 299) und in der Fassung der Gesetze 
zur Verlängerung der Geltungsdauer von 
Vorschriften auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtschaft vom 25. Juni 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 337) und 25. März 
1953 (Bundesgesetizbl. I S. 69) sowie des 
Gesetzes zur Verlängerung der Geltungs- 
dauer und zur Änderung von Vor- 
schriften auf dem Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft vom 28. Mai 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 265), 
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8. § 98 des Güterkraftverkehrsgesetzes vom 
17. Oktober 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 697), 

9. § 36 des Gesetzes über den gewerblichen 
Binnenschiffsverkehr vom 1. Oktober 
1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1453). 

§ 2 

Verstoß gegen die Preisregelung 

(1) Wer in anderen als in den in § 1 be- 
zeichneten Fällen vorsätzlich oder fahrlässig 
gegen eine Rechtsvorschrift oder eine schrift- 
liche Verfügung verstößt, die Preise, Preis- 
spannen, Zuschläge oder Abschläge, Zahlungs- 
oder Lieferungsbedingungen, Preisauszeich- 
nungen, Preisbindungen oder andere der 
Preisbildung oder dem Preisschutz dienende 
Maßnahmen betrifft, begeht eine Zuwider- 
handlung, die nach den Vorschriften dieses 
Gesetzes geahndet wird. 

(2) Eine Zuwiderhandlung nach Absatz 1 
liegt nur vor, wenn das zu der Rechtsvor- 
schrift oder der Verfügung ermächtigende 
Gesetz und die Rechtsvorschrift oder die 
Verfügung selbst ausdrücklich auf die Straf- 
und Bußgeldvorschriften dieses Gesetzes ver- 
weisen. Dies gilt nicht, soweit § 17 Abs. 2 
etwas anderes bestimmt. 

§ 3 

Preisüberhöhung 

(1) Wer vorsätzlich in befugter oder un- 
befugter Betätigung ln einem Beruf oder Ge- 
werbe für Gegenstände oder Leistungen des 
lebenswichtigen Bedarfs, für die ein wirk- 
samer und freier Leistungswettbewerb nicht 
besteht, unangemessene Entgelte fordert, 
verspricht, vereinbart, annimmt oder ge- 
währt, begeht eine Zuwiderhandlung, die 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes ge- 
ahndet wird. 

(2) In der Regel ist ein Entgelt insbeson- 
dere dann unangemessen, wenn gesunkene 
Preise für die Wiederbeschaffung oder 
Wiedererzeugung nicht berücksichtigt sind 
oder bei gestiegenen Herstellungs- oder An- 
schaffungskosten der Gewinn- oder Handels- 
aufschlag im Hundertsatz nicht ausreichend 
gesenkt ist. 

§ 4 

Abgrenzung von Straftat und 
Ordnungswidrigkeit 

(1) Eine Zuwiderhandlung im Sinne der 
§§ 1 bis 3 ist eine Straftat, wenn 


1. die Tat ihrem Umfang oder ihrer Aus- 
wirkung nach geeignet ist, die Ziele der 
Wirtschaftsordnung, insbesondere einer 
geltenden Marktordnung oder Preisrege- 
lung, erheblich zu beeinträchtigen, oder 

2. der Täter die Zuwiderhandlung hartnäk- 
kig wiederholt, gewerbsmäßig, aus ver- 
werflichem Eigennutz oder sonst ver- 
antwortungslos handelt und durch sein 
Verhalten zeigt, daß er das öffentliche 
Interesse an dem Schutz der Wirtschafts- 
ordnung, insbesondere einer geltenden 
Marktordnung oder Preisregelung, miß- 
achtet. 

(2) In allen anderen Fällen ist die Zu- 
widerhandlung eine Ordnungswidrigkeit. 

§ 3 

Strafe und Geldbuße 

(1) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne 
der §§ 1 bis 3 eine vorsätzlich begangene 
Straftat, so wird sie mit Gefängnis und Geld- 
strafe bis zu einhunderttausend Deutsche 
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne 
der §§ 1 bis 3 eine fahrlässig begangene 
Straftat, so wird sie mit Geldstrafe bis zu 
fünfzigtausend Deutsche Mark bestraft. 

(3) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne 
der §§ 1 bis 3 eine Ordnungswidrigkeit, so 
kann sie mit einer Geldbuße bis zu fünfzig- 
tausend Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 6 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

Begeht jemand in einem Betrieb eine 
durch dieses Gesetz mit Strafe oder Geld- 
buße bedrohte Handlung, so kann gegen den 
Inhaber oder Leiter und, falls der Inhaber 
des Betriebes eine juristische Person oder 
eine Personengesellschaft des Handelsrechts 
ist, auch gegen diese eine Geldbuße bis zu 
einhunderttausend Deutsche Mark festge- 
setzt werden, wenn der Inhaber oder Leiter 
oder der zur gesetzlichen Vertretung Be- 
rechtigte vorsätzlich oder fahrlässig seine 
Aufsichtspflicht verletzt hat und der Verstoß 
hierauf beruht. 


3 



ZWEITER ABSCHNITT 
Ergänzende Vorschriften 

§ 7 

Irrtum 

(1) Wer in unverschuldetem Irrtum über 
das Bestehen oder die Anwendbarkeit einer 
rechtlichen Vorschrift seine Tat für erlaubt 
gehalten hat, bleibt straffrei. 

(2) War der Irrtum verschuldet, so kann 
die Strafe gemildert werden. 

§ 8 

Einziehung 

Die Einziehung nach den §§17 bis 26 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist zu- 
lässig. Es können auch Gegenstände einge- 
zogen werden, auf die sich der Verstoß be- 
zieht. 

§ 9 

Abführung des Mehrerlöses 

(1) Hat der Täter durch eine Zuwider- 
handlung im Sinne der §§ 1 bis 3 einen 
höheren als den zulässigen Preis erzielt, so 
ist anzuordnen, daß er den Unterschiedsbe- 
trag zwischen dem zulässigen und dem er- 
zielten Preis (Mehrerlös) an das Land ab- 
führt, soweit er ihn nicht auf Grund einer 
rechtlichen Verpflichtung zurückerstattet 
hat. Die Abführung kann auch angeordnet 
werden, wenn eine nach den §§ 1 bis 3 mit 
Strafe oder Geldbuße bedrohte Handlung 
vorliegt, der Täter jedoch nicht schuldhaft 
gehandelt hat oder die Tat aus anderen 
Gründen nicht geahndet werden kann. 

(2) Wäre die Abführung des Mehrerlöses 
eine unbillige Härte, so kann die Anordnung 
auf einen angemessenen Betrag beschränkt 
werden oder ganz unterbleiben. Sie kann 
auch unterbleiben, wenn der Mehrerlös ge- 
ring ist. 

(3) Die Höhe des Mehrerlöses kann ge- 
schätzt werden. Der abzuführende Betrag 
ist zahlenmäßig zu bestimmen. 

(4) Die Abführung des Mehrerlöses kann 
nicht mehr angeordnet werden, wenn die 
Verfolgung der Zuwiderhandlung verjährt 
ist. 

(5) Die Vollstreckung verjährt mit der 
Verjährung der Vollstreckung der Strafe oder 


der Geldbuße, neben der die Abführung des 
Mehrerlöses angeordnet ist. Ist eine Strafe 
oder Geldbuße nicht verhängt worden, so 
gelten für die Vollstreckungsverjährung die 
Vorschriften über die Vollstreckungsverjäh- 
rung von Geldbußen entsprechend. 

§ 10 

Rückerstattung des Mehrerlöses 

(1) Statt der Abführung kann auf Antrag 
des Geschädigten die Rückerstattung des 
Mehrerlöses an ihn angeordnet werden, 
wenn sein Rückforderungsanspruch gegen 
den Täter begründet erscheint. 

(2) Legt der Täter oder der Geschädigte, 
nachdem die Abführung des Mehrerlöses an- 
geordnet ist, eine rechtskräftige Entschei- 
dung vor, in welcher der Rückforderungsan- 
spruch gegen den Täter festgestellt ist, so 
ordnet die Vollstreckungsbehörde an, daß 
die Anordnung der Abführung des Mehr- 
erlöses insoweit nicht mehr vollstreckt oder 
der Geschädigte aus dem bereits abgeführten 
Mehrerlös befriedigt wird. 

(3) Die Vorschriften der Strafprozeßord- 
nung über die Entschädigung des Verletzten 
(§§ 403 bis 406 c) sind mit Ausnahme der 
§§ 405 Satz 1, 406 a Abs. 3 und 406 c Abs. 2 
entsprechend anzuwenden, 

§ 11 

Selbständige Abführung des Mehrerlöses 

(1) Kann ein Straf- oder Bußgeldver- 
fahren nicht durchgeführt werden, so kann 
die Abführung oder Rückerstattung des 
Mehrerlöses selbständig angeordnet werden, 
wenn im übrigen die Voraussetzungen der 
§§ 9 oder 10 vorliegen. 

(2) Ist eine nach diesem Gesetz mit Strafe 
oder Geldbuße bedrohte Handlung in einem 
Betrieb begangen worden, so kann die Ab- 
führung des Mehrerlöses gegen den Inhaber 
oder Leiter des Betriebes und, falls der In- 
haber eine juristische Person oder eine Per- 
sonengesellschaft des Handelsrechts ist, auch 
gegen diese selbständig angeordnet werden, 
wenn ihnen der Mehrerlös zugeflossen ist. 

§ 12 

Verfahren 

(1) Im Strafverfahren ist die Abführung 
des Mehrerlöses im Urteil auszusprechen. Für 
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das selbständige Verfahren gelten die §§ 430 
bis 432 der Strafprozeßordnung entspre- 
chend. 

(2) Im Bußgeldverfahren ist die Abfüh- 
rung des Mehrerlöses im Bußgeldbescheid 
auszusprechen. Im selbständigen Verfahren 
steht der von der Verwaltungsbehörde zu 
erlassende Bescheid einem Bußgeldbescheid 
gleich. 

§ 13 

Verjährung 

Die Verfolgung von Ordnungswidrig- 
keiten im Sinne dieses Gesetzes verjährt in 
zwei Jahren. 

§ 14 

Besondere Vorschriften 
für das Strafverfahren 

(1) Soweit für Straftaten nach den §§ 1 
bis 3 das Amtsgericht sachlich zuständig ist, 
ist örtlich zuständig das Amtsgericht am 
Sitz des Landgerichts. Die Landesregierung 
kann durch Rechtsverordnung die örtliche 
Zuständigkeit des Amtsgerichts abweichend 
regeln, soweit dies mit Rücksicht auf die 
Wirtschafts- oder Verkehrsverhältnisse, den 
Aufbau der Verwaltungsbehörden oder 
andere örtliche Bedürfnisse zweckmäßig er- 
scheint. Die Landesregierung kann diese Er- 
mächtigung auf die Landesjustizverwaltung 
übertragen. 

(2) Im Strafverfahren wegen einer Zu- 
widerhandlung im Sinne der §§ 1 bis 3 bringt 
die Verwaltungsbehörde die von ihrem 
Standpunkt bedeutsamen Gesichtspunkte zur 
Geltung. Sie soll so früh wie möglich heran- 
gezogen werden. Ort und Zeit der Haupt- 
verhandlung sollen ihr mitgeteilt werden. 
Ihr Vertreter erhält in der Hauptverhand- 
lung auf Verlangen das Wort. 

§ 15 

Besondere Vorschriften für das 
Bußgeldverfahren 

(1) Das Unterwerfungsverfahren nach 
§ 67 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten ist zulässig. 

(2) Bei Ordnungswidrigkeiten nach den 
§§ 2 und 3, die im Seeverkehr mit dem Aus- 
land begangen werden, ist Verwaltungs- 
behörde im Sinne des § 73 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten der Bundesminister 
für Verkehr oder die von ihm bestimmte 
Bundesbehörde. 


DRITTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 16 

Überleitung des sachlichen Strafrechts 

Die Vorschriften des Wirtschaftsstrafge- 
setzes in der früher geltenden Fassung über 
die Ahndung von Zuwiderhandlungen sind 
mit Ausnahme der §§ 33 bis 53 (Neben- 
folgen) auch nach seinem Außerkrafttreten 
auf diejenigen Taten anzuwenden, die wäh- 
rend seiner Geltungsdauer begangen worden 
sind. Bei solchen Taten sind die Einziehung 
und die Abführung des Mehrerlöses nach 
den §§ 8 bis 12 in allen Fällen zulässig, in 
denen die bezeichneten Maßnahmen nach 
dem Wirtschaftsstrafgesetz in der früher 
geltenden Fassung vorgesehen waren. 

S 17 

Verweisungen auf aufgehobene Vorschriften 

(1) Soweit in den in § 1 genannten oder 
auf ihnen beruhenden Rechtsvorschriften 
Verweisungen auf Vorschriften des Bewirt- 
schaftungsnotgesetzes vom 30. Oktober 1947 
(WiGBl. 1948 S. 3) oder des Wirtschafts- 
strafgesetzes in der früher geltenden Fassung 
enthalten sind, gelten diese als Verweisun- 
gen auf die an ihre Stelle getretenen Vor- 
schriften dieses Gesetzes. 

(2) Verweisen Vorschriften oder schrift- 
liche Verfügungen der in § 2 bezeich- 
neten Art auf die Strafbestimmungen des 
Wirtschaftsstrafgesetzes in der früher gel- 
tenden Fassung, auf dessen § 18 oder auf 
eine nach § 102 des genannten Gesetzes 
außer Kraft getretene Vorschrift, so gelten 
solche Verweisungen als ausdrückliche Ver- 
weisungen im Sinne des § 2 Abs. 2. Soweit 
eine Verweisung nach § 104 Abs. 3 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes in der früher geltenden 
Fassung nicht erforderlich war, bestimmt sich 
die Ahndung der Zuwiderhandlung nach § 2 
Abs. 1, ohne daß es einer Verweisung nach 
§ 2 Abs. 2 bedarf. 

§ 18 

Berufsverbot und Betriebsschließung 

Gerichtliche Anordnungen, die ein Be- 
rufsverbot, eine Betriebsschließung, eine 
dauernde oder zeitige Betriebseinschränkung 
oder eine Zwangsverpachtung betreffen, 
gelten mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
als aufgehoben, wenn sie ausschließlich auf 
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den §§ 33 oder 34 des Wirtschaftsstrafge- 
setzes in der früher geltenden Fassung be- 
ruhen. Das gleiche gilt für vorläufige An- 
ordnungen des Gerichts, die Maßnahmen der 
in Satz 1 bezeichneten Art betreffen. 

§ 19 

Nebenklage 

Hat sich die Verwaltungsbehörde vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes der öffent- 
lichen Klage nach dem Wirtschaftsstrafgesetz 
in der früher geltenden Fassung angeschlos- 
sen, so behält sie ihre Rechtsstellung als Ne- 
benkläger nach den bisher geltenden Vor- 
schriften, bis das Strafverfahren rechtskräftig 
abgeschlossen ist. 

§ 20 

Zuständigkeit 

Ist beim Inkrafttreten dieses Gesetzes ein 
Strafverfahren oder ein Bußgeldverfahren 
bei einem Gericht anhängig, das nach diesem 
Gesetz nicht zuständig wäre, so bleibt die 
Zuständigkeit nach den bisher geltenden 
Vorschriften bestehen. 

§ 21 

Devisenzuwiderhandlungen 

Das Wirtschaftsstrafgesetz in der Fassung 
vom 25. März 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 190) und in der Fassung des Gesetzes zur 
Verlängerung des Wirtschaftsstrafgesetzes 
vom 17. Dezember 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 805) gilt für Devisenzuwiderhandlungen 
im Rahmen der Verweisung in Art. 5 des 
Gesetzes Nr. 33 der Alliierten Hohen Kom- 
mision über Devisenbewirtschaftung vom 
2. August 1950 (Amtsbl. AHK S. 514) 
weiter, bis eine neue gesetzliche Regelung in 
Kraft tritt. 

§ 22 

Begriffsbestimmung 

Wirtschaftsstrafgesetz in der früher gel- 
tenden Fassung im Sinne der §§ 16 bis 19 
ist das Wirtschaftsstrafgesetz vom 26. Juli 
1949 (WiGBl. S. 193) mit seinen weiteren 
Fassungen, die durch die Erstreckungsverord- 
nung vom 24. Januar 1950 (Bundesgesetzbl. 
S. 24), das Gesetz zur Erstreckung und zur 
Verlängerung der Geltungsdauer des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes vom 29. März 1950 (Bun- 
desgesetzbl. S. 78), das Gesetz zur Verlän- 
gerung des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 


30. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 223), 
das Gesetz zur Änderung und Verlängerung 
des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 25. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 188) und das Ge- 
setz zur Verlängerung des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes vom 17. Dezember 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 805) bestimmt sind. 

§ 23 

Land Berlin 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Land Berlin. 

(2) Wirtschaftsstrafgesetz in der früher 

geltenden Fassung im Sinne der §§ 16 bis 
19 ist für das Land Berlin das Wirtschafts- 
strafgesetz vom 28. April 1950 (VOBl. Ber- 
lin I S. 153) in der Fassung des Gesetzes zur 
Verlängerung des Wirtschaftsstrafgesetzes 
vom 22. März 1951 (VOBl. Berlin I S. 279) 
und das Wirtschaftsstrafgesetz in den Fas- 
sungen vom 25. März 1952 (GVBl. Berlin 
S. 671) und vom 17. Dezember 1952 (GVBl. 
Berlin S. 1090). Soweit in § 17 Abs. 2 auf 
§ 104 des Wirtschaftsstrafgesetzes in der 

früher geltenden Fassung verwiesen wird, 
gilt diese Verweisung zugleich für § 103 des 
Wirtschaftsstrafgesetzes vom 28. April 1950 
(VOBl. Berlin I S. 153). 

(3) § 21 gilt im Land Berlin mit der Maß- 
gabe, daß an die Stelle des Gesetzes Nr. 33 
der Alliierten Hohen Kommission über De- 
visenbewirtschaftung vom 2. August 1950 
die Verordnung Nr. 503 zur Ergänzung der 
V erordnung über Devisenbewirtschaftung 
und Kontrolle des Güterverkehrs vom 
19. Dezember 1950 (VOBl. Berlin I S. 51) 
in der Fassung der Verordnung Nr. 519 
vom 22. September 1952 (GVBl. Berlin 
S. 876) tritt. 

(4) Das Land Berlin kann durch Landes- 
gesetz Straf- und Bußgeldvorschriften im 
Rahmen der Bestimmungen des Wirtschafts- 
strafgesetzes in der Fassung vom 25. März 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 190) erlassen, so- 
weit es dies wegen seiner besonderen wirt- 
schaftlichen Verhältnisse für notwendig hält, 
und das Verfahren zur Ahndung von Ver- 
stößen gegen solche Vorschriften sinngemäß 
nach den §§ 14 und 15 dieses Gesetzes 
regeln. 

§ 24 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1954 in 
Kraft. 
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Begründung 


Erster Teil 

Die Ziele der Regelung im allgemeinen 

I. 

Das Gesetz zur Vereinfachung des Wirt- 
schaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz) vom 
26. Juli 1949 (WiGBl. S. 193) — WiStG — 
tritt, nachdem es in den letzten Jahren mehr- 
fach geändert und verlängert worden war, auf 
Grund der Fassung, die sein § 105 durch das 
Gesetz zur Verlängerung des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes vom 17. Dezember 1952 (BGBl. I 
S. 805) erhalten hat, am 30. Juni 1954 außer 
Kraft. Das von ihm behandelte Sachgebiet 
muß gesetzgeberisch neu geregelt werden, da 
zwingende Gründe ergeben, daß nicht alle 
seine Bestimmungen entbehrlich sind. 

Das Wirtschaftsstrafrecht reicht in die Zeit 
des ersten Weltkrieges zurück. Es erlangte vor 
und während der Inflationszeit erhöhte Be- 
deutung und trat dann mit zunehmender Festi- 
gung der wirtschaftlichen Verhältnisse in den 
Hintergrund. Die Entwicklung nach 1933 
führte zu einer schärferen Anspannung der 
wirtschaftlichen Kräfte und damit zu einer sich 
mit der Zeit immer mehr steigernden staat- 
lichen Kontrolle. Hierdurch bedingt wurden 
in zunehmendem Maße Vorschriften ge- 
schaffen, deren Verletzung strafrechtlich ge- 
ahndet wurde. Der Ausbruch des Krieges 
und die damit verbundene Verknappung an 
Gütern führten zu dem Ausbau eines um- 
fassenden Systems der Bewirtschaftung und 
der Markt- und Preisregelung. Nach dem Zu- 
sammenbruch mußten diese auf die Kriegs- 
zeit zugeschnittenen Maßnahmen wegen der 
schlechten wirtschaftlichen Lage Deutschlands 
vorläufig beibehalten und zum Teil noch 
weiter ausgebaut werden. 

Mit der Währungsreform trat ein Umschwung 
in den wirtschaftlichen Verhältnissen ein. 
Gleichwohl erwies es sich als notwendig, das 
völlig unübersichtlich gewordene Gebiet des 
Wirtschaftsstrafrechts neu zu ordnen. Für das 
Vereinigte Wirtschaftsgebiet wurde deshalb 
das Gesetz zur Vereinfachung des Wirtschafts- 
strafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz) vom26. Juli 
1949 (WiGBl. S. 193) erlassen, das am 1. Ok- 
tober desselben Jahres in Kraft trat. Die älte- 
ren Rechtsvorschriften auf dem Gebiet des 
Wirtschaftsstrafrechts wurden zum größten 
Teil außer Kraft gesetzt (§ 102 WiStG). Der 


entscheidende Fortschritt, den dieses Gesetz 
brachte, besteht darin, daß es für das gesamte 
Wirtschaftsstrafrecht einheitliche materielle 
Rechtsgrundlagen und ein einheitliches Verfah- 
ren entwickelte. Indem es die für das Straf- 
recht bedeutsame Unterscheidung von Straf- 
taten und Ordnungswidrigkeiten einführte, 
schuf es auch die Voraussetzungen, unter de- 
nen Zuwiderhandlungen im Bereich des Wirt- 
schaftsrechts nicht als kriminelle Verfehlungen, 
sondern als bloßes Verwaltungsunrecht gewer- 
tet und gegenüber dem früher geltenden Recht 
milder geahndet werden konnten. Auch seine 
materiellen Tatbestände brachten bedeutsame 
Erleichterungen, die den damaligen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen Rechnung trugen. Gleich- 
wohl mußte das Gesetz mit Rücksicht auf die 
Versorgungslage und auf die Gefahr von 
Rückschlägen in der wirtschaftlichen Entwick- 
lung das Bestehen von Einrichtungen der Be- 
wirtschaftung und der Wirtschaftslenkung (Be- 
zugsberechtigungen, Genehmigungen, Bewilli- 
gungen usw.) und von selbständigen Rechts- 
vorschriften über die Markt- und Preisrege- 
lung in einem so erheblichen Umfang voraus- 
setzen, daß es angesichts der fortschreitenden 
Normalisierung der Wirtschaftslage in seiner 
bisherigen Gestalt nicht mehr aufrechterhal- 
ten werden kann. Eine unveränderte Weiter- 
geltung des WiStG könnte daher auch für eine 
begrenzte Zeitdauer nicht mehr in Erwägung 
gezogen werden. 

II. 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse haben sich 
seit Erlaß des WiStG so erheblich gebessert, 
daß die Grundsätze der sozialen Marktwirt- 
schaft weitgehend verwirklicht werden konn- 
ten und vor allem die Notwendigkeit staatli- 
cher Lenkungsmaßnahmen in steigendem Um- 
fang entfiel. Die Zwangsbewirtschaftung 
wurde nahezu vollständig abgebaut. Im Be- 
reich der Markt- und Preisregelung sind um- 
fangreiche Lockerungen eingetreten. Aus die- 
sem Grunde haben zahlreiche Tatbestände des 
WiStG ihre praktische Bedeutung allmählich 
verloren. Das Auslaufen des Gesetzes wirft 
nun die Frage auf, in welchem Umfang seine 
Tatbestände beibehalten werden müssen, um 
das Funktionieren der gegenwärtig bestehen- 
den Wirtschaftsordnung zu gewährleisten. 

Ausgangspunkt für die Entscheidung dieser 
Frage war die Erwägung, daß es nicht Auf- 
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gäbe des Gesetzgebers sein kann, schon jetzt 
Vorsorge für wirtschaftliche Verhältnisse zu 
treffen, mit deren Eintreten nach menschli- 
chem Ermessen in absehbarer Zeit nicht zu 
rechnen ist. Die Aufrechterhaltung von Vor- 
schriften, die nur in den außergewöhnlichen 
Zeiten einer volkswirtschaftlichen Krise prak- 
tische Bedeutung erlangen sollen, birgt stets 
die Gefahr in sich, daß diese ohne sachliche 
Notwendigkeit auch in Zeiten ausgeglichener 
Marktlage angewendet werden und dadurch 
Unruhe und Unsicherheit in den beteiligten 
Kreisen der Wirtschaft stiften. Unter diesem 
Gesichtspunkt nimmt d:r Entwurf einen tief- 
greifenden Abbau der bisherigen Tatbestände 
des Wirtschaftsstrafrechts vor. In erster Linie 
werden in diesem Rahmen sämtliche Vor- 
schriften des WiStG betroffen, die ein Be- 
zugsscheinsystem voraussetzen und die durch 
die Beseitigung der Bewirtschaftung in der 
Verbraucherebene schon seit längerer Zeit ge- 
genstandslos geworden sind. Darüber hinaus 
wird jedoch auch die Beseitigung weiterer Tat- 
bestände vorgeschlagen, die eine selbständige, 
auf dem Boden einer gebundenen Wirtschaft 
erwachsene wirtschaftspolitische Entscheidung 
enthalten. Hervorzuheben sind namentlich die 
folgenden: 

1. Gefährdung der Bedarfsdeckung (§ 1 WiStG) 

Die Vorschrift setzt das Bestehen eines allge- 
meinen Mangels an einzelnen oder allen Ge- 
genständen des lebenswichtigen Bedarfs vor- 
aus. Eine solche allgemeine Mangellage besteht 
zur Zeit nicht. Es ist vielmehr in vielen Zwei- 
gen der Wirtschaft eine Sättigung des Marktes 
festzustellen, durch welche die Versorgung der 
Bevölkerung mit Gütern des lebenswichtigen 
Bedarfs auf lange Zeit gesichert erscheint. Ein 
ausreichendes Bedürfnis für die Beibehaltung 
der Vorschrift dürfte deshalb nicht mehr vor- 
handen sein. Sollte sich ein solches Bedürfnis 
im Laufe der Wirtschaftsentwicklung ergeben, 
so wird ihm zur gegebenen Zeit mit denjeni- 
gen gesetzgeberischen Maßnahmen zu entspre- 
chen sein, die dann für angebracht gehalten 
werden. 

2. Pflichtverletzung von Verwaltungsangehö- 
rigen und Sachverständigen (§ 4 WiStG) 

Die Vorschrift schafft für Angehörige eines 
bestimmten Verwaltungszweiges ein Sonder- 
strafrecht, das auf gewisse Bedenken stößt. 
Da außerdem die Tätigkeit der Verwaltungs- 
behörden im Bereich der Wirtschaft erheblich 
an Bedeutung verloren hat, sollte man nun- 
mehr auf eine solche Sonderregelung verzichten. 


Die Bestimmungen des allgemeinen Strafrechts 
über die Bestechung (§§ 331 ff. StGB), die 
Verordnung gegen Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen in der Fassung 
vom 22. Mai 1943 (RGBl. I S. 351) und die 
einschlägigen disziplinarrechtlichen Vorschrif- 
ten dürften ausreihen, um Pflichtverletzun- 
gen von Verwaltungsangehörigen wirksam 
entgegentreten zu können. Soweit sih die Vor- 
schrift auf Sachverständige bezieht, hat sie 
in der Praxis der Gerichte niemals eine nen- 
nenswerte Rolle gespielt. 

3. Ungerehtfertigte Bevorzugung durh Ge- 
werbetreibende (§15 WiStG) 

Ähnlich wie der Tatbestand der Gefährdung 
der Bedarfsdeckung (§ 1 WiStG) setzt auch 
das sogenannte Kompensationsverbot das Be- 
stehen einer allgemeinen Mangellage voraus; 
denn nur wenn Mangel an Gütern oder Lei- 
stungen herrscht, kann eine Bevorzugung be- 
stimmter Personen die Wirtschaftsordnung 
und die Bedarfsdeckung der Bevölkerung be- 
einträchtigen. Von einer dem § 15 WiStG ent- 
sprechenden Vorschrift ist deshalb aus den zu 
§ 1 WiStG angeführten Gründen abzusehen. 

4. Preistreibende Machenschaften (§ 20 WiStG) 

Unangemessene Preisüberhöhungen kommen 
auh unter den gegenwärtigen Verhältnissen 
vor. Sie stören die Wirtschaftsordnung und 
vor allem die Bedarfsdeckung der Bevölkerung 
empfindlich in denjenigen Zweigen der Wirt- 
schaft, in denen sich ein wirksamer und freier 
Wettbewerb noch nicht durchgesetzt hat. Auf 
einen Strafschutz gegen solche Preisüberhö- 
hungen kann zur Zeit noch nicht verzichtet 
werden. Der Entwurf trägt dem in § 3 Rech- 
nung. Über diesen Rahmen hinaus besteht je- 
doch für die Aufrechterhaltung der bisherigen 
Vorschrift über preistreibende Machenschaf- 
ten (§20 WiStG) kein ausreichendes Bedürfnis 
mehr. Die in der genannten Vorschrift enthal- 
tenen Tatbestände der Zurückhaltung von Gü- 
tern, des Kettenhandels und der Koppelung 
werden auch bei freier Marktwirtschaft Vor- 
kommen, jedoch nicht eine so schwerwiegende 
Gefahr bedeuten, daß Zuwiderhandlungen 
strafrechtlich geahndet werden müßten. 

III. 

Aus den vorstehenden Ausführungen geht her- 
vor, daß sich der Umfang des strafrechtlich 
schutzbedürftigen Wirtschaftsrechts erheblich 
verringert hat. Gleichwohl bleiben noch be- 
deutsame Sachgebiete übrig, die auch bei der 
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gegenwärtigen Wirtschaftslage nicht ohne aus- 
reichenden Strafschutz bleiben können. Hier- 
her gehört vor allem die landwirtschaftliche 
Marktordnung, die auf ihren verschiedenen 
Gebieten nach einheitlichen Grundsätzen ge- 
ordnet worden ist und die Aufgabe hat, die 
deutsche Landwirtschaft in dem für die Er- 
nährung der Bevölkerung gebotenen Rahmen 
zu sichern und zu fördern. Auf die einschlä- 
gigen Bundesgesetze über den Verkehr mit Ge- 
treide und Futtermitteln, mit Zucker, mit Vieh 
und Fleisch und mit Milch, Milcherzeugnissen 
und Fetten wird verwiesen (wegen der Fund- 
stellen vgl. § 1 des Entwurfs). 

Nicht weniger notwendig ist die Aufrechter- 
haltung von Straf- und Bußgeldvorschriften 
im Bereich der Preisregelung. Wenn auch in 
den letzten Jahren für die meisten lebenswich- 
tigen Güter und Leistungen die Preise freige- 
geben werden konnten, so wird es doch für 
absehbare Zeit noch unerläßlich sein, auf ge- 
wissen Gebieten der Wirtschaft Preisbindun- 
gen oder andere der Preisbildung oder 
dem Preisschutz dienende Maßnahmen 
aufrechtzuerhalten. Es sei nur darauf 
verwiesen, daß die Bundesgesetzgebung der 
jüngsten Vergangenheit noch Preisvorschrif- 
ten enthält (z. B. das Getreidepreisgesetz 
1953/54 vom 6. August 1953 — BGBl. I 
S. 889 — ; § 36 des Gesetzes über den gewerb- 
lichen Binnenschiffsverkehr vom 1. Oktober 
1953 — BGBl. I S. 1453 — ), und daß der 
Bundesminister für Wirtschaft erst kürzlich 
die Verordnung über Preise bei öffentlichen 
Aufträgen (PR Nr. 30/53 vom 21. November 
1953 — Bundesanz. Nr. 244 — ) erlassen hat. 
Alle diese Vorschriften würden ohne einen 
wirksamen Strafschutz gegenstandslos werden. 

Darüber hinaus kann, wie vorstehend bereits 
ausgeführt, auch im Bereich der freigegebe- 
nen Preise eine Straf- und Bußgeldvorschrift 
gegen unangemessene Preisüberhöhungen nicht 
völlig entbehrt werden. 

Schließlich sind in einer Reihe von Gesetzen 
außerhalb des WiStG Vorschriften enthalten, 
die Maßnahmen zur Sicherung der Wirtschaft 
betreffen und nach dem Willen des Gesetz- 
gebers über den 30. Juni 1954 fortgelten sol- 
len (z. B. Energienotgesetz vom 10. Juni 1949 
— WiGBl. S. 87 — ; Gesetz zum Schutze der 
Kulturpflanzen in der Fassung vom 26. Au- 
gust 1949 — WiGBl. S. 308 — ; Gesetz für 
Sicherungsmaßnahmen auf einzelnen Gebie- 
ten der gewerblichen Wirtschaft in der Fas- 
sung vom 28. Mai 1953 — BGBl. I S. 265 — ). 
Da die Straf- oder Verfahrensbestimmungen 


dieser Gesetze jedoch auf das WiStG verwei- 
sen, würden sie mit dessen Auslaufen den 
strafrechtlichen Schutz oder ihre Durchführ- 
barkeit und damit auch ihre Wirksamkeit in 
der Praxis verlieren. Um diese Folgerung zu 
vermeiden, werden die wegfallenden Vor- 
schriften des WiStG zu ersetzen sein. 

IV. 

Der Entwurf trägt den vorstehenden Überle- 
gungen Rechnung. Er beschränkt sich im we- 
sentlichen darauf, für das nach dem 30. Juni 
1954 fortgeltende Wirtschaftsrecht den not- 
wendigen Strafschutz aufrechtzuerhalten und 
zur Bekämpfung unangemessener Preisüber- 
höhungen einen selbständigen, den gegenwär- 
tigen Verhältnissen angepaßten Tatbestand 
zur Verfügung zu stellen. 

Angesichts dieses eng begrenzten Geltungsbe- 
reichs hätte es vielleicht nahegelegen, auf ein 
selbständiges Wirtschaftsstrafgesetz ganz zu 
verzichten und die erforderliche strafrechtliche 
Lösung in der Weise zu suchen, daß alle in 
Betracht kommenden Einzelgesetze durch Än- 
derung ihrer Straf- und Bußgeldvorschriften 
vom WiStG unabhängig gemacht werden. Die- 
ser Weg ist bewußt nicht beschritten worden, 
weil die dann erforderlichen Gesetzesänderun- 
gen außerordentlich umfangreich sein müßten, 
und weil vor allem auch eine einheitliche 
Grundlage für das gesamte Wirtschaftsstraf- 
recht erhalten bleiben muß. Es war ein we- 
sentlicher Fortschritt, daß es im WiStG ge- 
lungen ist, für alle Zuwiderhandlungen im 
Bereich des Wirtschaftsrechts einheitliche ma- 
terielle Grundsätze und ein einheitliches Ver- 
fahren zu entwickeln. Daran sollte auch für 
die Zukunft festgehalten werden. Ist als ein- 
heitlicher Rahmen ein Wirtschaftsstrafgesetz 
vorhanden, so kann es durch Einfügung eini- 
ger materieller Tatbestände den jeweiligen 
Zeitverhältnissen angepaßt werden, ohne daß 
eine Neugestaltung der allgemeinen materiel- 
len Grundlagen und des Verfahrensrechts er- 
forderlich wäre. 

Der PZntwurf hält daher daran fest, daß die 
wirtschaftsstrafrechtlichen Vorschriften in 
einem besonderen Gesetz zusammengefaßt 
werden, beseitigt dabei aber zahlreiche Un- 
rechtstatbestände des bisherigen WiStG. 
Außerdem verzichtet er auf eine Reihe von 
bisher vorgesehenen Nebenfolgen, für die un- 
ter den gegenwärtigen Verhältnissen kein Be- 
dürfnis mehr besteht: 
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1. Das Berufsverbot (§ 33 WiStG) 

In § 42 1 StGB ist als Maßregel der Sicherung 
und Besserung die Untersagung der Berufs- 
ausübung vorgesehen, wenn der Täter unter 
Mißbrauch seines Berufs oder Gewerbes oder 
unter grober Verletzung der ihm kraft seines 
Berufs oder Gewerbes obliegenden Pflichten 
eine Straftat begangen hat und deshalb zu 
Freiheitsstrafe von mindestens drei Monaten 
verurteilt wird. Die Anwendung dieser Maß- 
regel dürfte auch im Bereich des Wirtschafts- 
strafrechts genügen. Die Praxis der Gerichte, 
die in den letzten Jahren wohl kaum das un- 
ter erleichterten Voraussetzungen zulässige 
Berufsverbot nach § 33 WiStG verhängt ha- 
ben, wenn nicht zugleich auch die engeren Vor- 
aussetzungen des § 42 1 StGB verwirklicht 
waren, beweist überzeugend, daß für die bis- 
herige Sonderregelung kein Bedürfnis mehr 
besteht. 

2. Die Betriebsschließung (§§ 34 bis 38 WiStG) 

Bei der Maßnahme der Betriebsschließung 
handelt es sich um eine aus den Notzeiten 
stammende Einrichtung des Strafrechts, die 
nicht nur den Täter trifft, sondern in der Re- 
gel auch die Existenz an der Tat völlig Unbe- 
teiligter gefährdet oder vernichtet. Die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse sind jetzt nicht mehr 
so angespannt, daß an dieser Maßnahme auch 
heute noch festgehalten werden müßte. Soweit 
die Ausschaltung eines Täters aus dem Wirt- 
schaftsleben geboten erscheint, dürfte die An- 
ordnung des Berufsverbots nach § 42 1 StGB 
ausreichen. 

3. Die öffentliche Bekanntmachung (§ 53 

WiStG) 

Die öffentliche Bekanntmachung einer Ent- 
scheidung bewirkt eine schwerwiegende Diffa- 
mierung des Täters, die vielfach dessen weite- 
res Fortkommen erschwert und damit seiner 
Resozialisierung entgegensteht. Die Gesetzge- 
bung sollte diese Nebenfolge nur vorsehen, 
wenn überwiegende öffentliche Belange es er- 
fordern. Das ist aber im Bereich des Wirt- 
schaftsrechts, das in den letzten Jahren wesent- 
lich an Bedeutung verloren hat, heute nicht 
mehr der Fall. 

V. 

Der in dem Entwurf zu verarbeitende Stoff 
bleibt wesentlich hinter dem des WiStG zu- 
rück. Aus diesem Grunde ist auch eine Verein- 
fachung in der Gliederung durchgeführt wor- 
den. Der Erste Abschnitt enthält die materiel- 


len Tatbestände des Wirtschaftsrechts, die 
Abgrenzungsrichtlinie für Straftaten und Ord- 
nungswidrigkeiten und die erforderlichen 
Straf- und Bußgelddrohungen. Im Zweiten 
Abschnitt sind alle ergänzenden Vorschriften 
zusammengefaßt, die allgemeine materielle 
Grundsätze, die Nebenfolgen und das Ver- 
fahren betreffen. Der Dritte Abschnitt behan- 
delt die Schluß- und Ubergangsvorschriften. 

Zweiter Teil 

Die einzelnen Vorschriften 

ERSTER ABSCHNITT 

Ahndung von Zuwiderhandlungen im 
Bereich des Wirtschaftsrechts 

Zu § 1 

Verstoß gegen wirtschaftsrechtliche 
Vorschriften 

Der § 1 ist ohne wirtschaf tspolitische Bedeutung 
und zieht lediglich die Folgerung daraus, daß 
auch nach dem 30. Juni 1954, dem Zeitpunkt 
des Außerkrafttretens des WiStG der bisheri- 
gen Fassung, in anderen fortgeltenden Geset- 
zen noch wirtschaf tsrechtliche Vorschriften vor- 
handen sind, die straf rechtliche Ergänzungen 
erfordern. Seine Aufgabe erschöpft sich darin, 
daß er die Tatbestände der Verstöße gegen 
diese Vorschriften, die zur Zeit als Zuwider- 
handlungen im Sinne des WiStG zu behan- 
deln sind, zusammenfaßt und einer einheitli- 
chen Straf- und Bußgelddrohung sowie einem 
einheitlichen Verfahren unterwirft. Aus der 
Fassung der im einzelnen aufgeführten ge- 
setzlichen Bestimmungen und der Uberlei- 
tungsvorschrift des § 16 Abs. 1 des Entwurfs 
ergibt sich, daß nicht nur Verstöße gegen die 
Gesetze selbst, sondern auch gegen die auf die- 
sen Gesetzen beruhenden Rechtsverordnungen 
erfaßt werden, soweit diese eine Ahndung 
nach den Bestimmungen des WiStG vorsehen. 

Durch § 1 tritt also eine bedeutsame sachliche 
Änderung des bisherigen Rechtszustandes nicht 
ein. Es wird lediglich für die in der Vorschrift 
genannten Rechtsvorschriften die materiell- 
und verfahrensrechtliche Regelung des WiStG 
durch die im wesentlichen gleichartigen Vor- 
schriften des Entwurfs ersetzt. Allerdings 
kommt eine gegenüber dem WiStG grundsätz- 
lich abweichende Methode zur Anwendung, 
um die mit Strafe oder Geldbuße bedrohten 
Handlungen im Bereich des Wirtschaftsrechts 
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zu erfassen. Während im WiStG neben selb- 
ständigen Strafbestimmungen nur einige Blan- 
kettvorschriften allgemeiner Art enthalten 
sind, die durch Einzelvorschriften zahlreicher 
Gesetze und Rechtsverordnungen ausgefüllt 
werden, werden nunmehr die in Frage kom- 
menden gesetzlichen Tatbestände einzeln auf- 
geführt und den in den §§ 4 ff. vorgesehenen 
Rechtsfolgen unterworfen. Dadurch wird die 
Übersichtlichkeit des Wirtschaftsstrafrechts 
wesentlich gefördert. Gerichte und Verwal- 
tungsbehörden können aus der Zusammenstel- 
lung in § 1 ohne weiteres den Bestand der 
wirtschaftsrechtlichen Bestimmungen entneh- 
men, deren Verletzung nach den Regeln des 
Entwurfs geahndet werden soll. Die Zusam- 
menstellung ist für die Sachgebiete der land- 
wirtschaftlichen Marktordnung und der in der 
gewerblichen Wirtschaft noch vorhandenen, 
aber im Abbau begriffenen Lenkungsmaßnah- 
men erschöpfend. Wenn in den weiteren ge- 
setzgeberischen Arbeiten der Katalog des § 1 
stets auf dem laufenden gehalten wird, dürfte 
die vorgenommene technische Neugestaltung 
eine fühlbare Erleichterung für die Handha- 
bung des Wirtschaftsstrafrechts in der Praxis 
mit sich bringen. 

Auf dem Gebiet der Preisregelung ist es hin- 
gegen nicht möglich, die in Betracht kommen- 
den Tatbestände erschöpfend aufzuzählen. 
Hier muß vielmehr eine zusätzliche Rahmen- 
vorschrift nach dem Vorbild des § 18 WiStG 
aufrechterhalten werden. Die Gründe für diese 
Abweichung sind bei § 2 im einzelnen dar- 
gelegt. 

§ 1 enthält keine selbständige Entscheidung 
über die Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit 
der in ihm auf geführten Vorschriften. Ist aus 
wirtschaftspolitischen Gründen deren Ände- 
rung oder Aufhebung geboten, so ist die dazu 
erforderliche Entscheidung des Gesetzgebers 
stets im Rahmen des Gesetzes zu treffen, das 
im Einzelfall berührt wird. Die Änderung des 
neuen Wirtschaftsstrafgesetzes ist alsdann nur 
eine technische Maßnahme, die sich als Folge- 
rung aus der wirtschaftspolitischen Entschei- 
dung ergibt. 

Zu § 2 

Verstoß gegen die Preisregelung 

Die Vorschrift ist dem § 18 WiStG nach- 
gebildet, jedoch auf diejenigen Zuwiderhand- 
lungen gegen die Preisregelung beschränkt, die 
nicht bereits durch § 1 erfaßt werden. Wie die 
Begründung zu der letzteren Vorschrift ausführt, 
ist es nicht möglich, auch in diesem Bereich 


die Methode der erschöpfenden Aufzählung 
aller Zuwiderhandlungen durchzuführen. Ob- 
wohl die preisrechtlichen Vorschriften in den 
letzten Jahren erheblich eingeschränkt werden 
konnten, ist immer noch eine Reihe von Preis- 
bestimmungen in Kraft, die als Rechtsverord- 
nungen erlassen worden sind und sich einer 
Zusammenfassung in einem Gesetz weit- 
gehend entziehen. Es ist daher unumgänglich, 
vorerst eine dem Preisblankett des § 18 WiStG 
entsprechende Vorschrift beizubehalten, die 
für Verstöße gegen geltendes Preisrecht die 
Rechtsfolgen und das Verfahren des Entwurfs 
anwendbar macht. 

Abs. 2 enthält gegenüber § 18 WiStG eine 
bedeutsame Neuerung. Während bisher nur 
die Vorschrift oder die schriftliche Verfügung 
„auf die Strafbestimmungen des Wirtschafts- 
strafgesetzes“ verweisen mußte, wird jetzt 
gefordert, daß auch das Gesetz, auf dem die 
Vorschrift oder die Verfügung beruht, eine 
derartige Verweisung enthält. Durch diese 
Änderung wird klargestellt, daß Zuwider- 
handlungen gegen Rechtsvorschriften oder 
schriftliche Verfügungen der in Abs. 1 bezeich- 
neten Art nur geahndet werden können, wenn 
der Gesetzgeber dazu eine ausdrückliche Er- 
mächtigung erteilt hat. Ohne diese Einschrän- 
kung könnte der Fall eintreten, daß die Exe- 
kutive auch solche Verhaltensweisen mit 
Strafe oder Geldbuße bedroht, die nach der 
Vorstellung des Gesetzgebers strafrechtlich 
unerheblich sein sollen. Das Erfordernis einer 
Verweisung sowohl in dem ermächtigenden 
Gesetz wie auch in der auf ihm beruhenden 
Rechtsvorschrift oder Verfügung dient somit 
der Rechtsklarheit und der Rechtssicherheit; 
es ist in allen neueren Bundesgesetzen vor- 
gesehen, die Ermächtigungen zum Erlaß von 
Straf- und Bußgeldvorschriften enthalten. Die 
Änderung des Abs. 2 dient deshalb zugleich 
auch der Anpassung an die Rechtsentwicklung 
der letzten Jahre. § 16 Abs. 2 enthält eine 
Uberleitungs Vorschrift, die für das bereits in 
Kraft befindliche Preisrecht das Erfordernis 
der Verweisung dem zur Zeit geltenden 
Rechtszustand anpaßt. 

Zu § 3 

Preisüberhöhung 

Die Vorschrift soll den bisherigen § 19 WiStG 
(Preistreiberei) in einer der gegenwärtigen 
Wirtschaftsordnung angepaßten Form er- 
setzen. 

Mit Rücksicht auf die Bedenken, die in den 
letzten Jahren seitens der Wirtschaft gegen die 
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Preistreibereivorschrift erhoben worden sind, 
hat die Bundesregierung eingehend geprüft, 
ob im Bereich der freigegebenen Preise auf 
einen Strafschutz gegen unangemessene Preis- 
überhöhungen ganz verzichtet werden kann. 
Diese Prüfung hat ergeben, daß auch in einer 
Marktwirtschaft, in der die Mangellage weit- 
gehend beseitigt ist, auf einzelnen Gebieten 
Engpässe vorübergehender Art auftreten kön- 
nen, die von uneinsichtigen Elementen dazu 
ausgenutzt werden, um volkswirtschaftlich 
ungerechtfertigte Preise zu fordern. Audi 
durch ausdrückliche oder stillschweigende 
Preisabreden, die gleichartige Gegenstände 
oder Leistungen des lebenswichtigen Bedarfs 
betreffen, kann die Durchsetzung eines wirk- 
samen Leistungswettbewerbs und damit eine 
Anpassung der Preise an die jeweilige Markt- 
situation verhindert werden. Ein solches Ver- 
halten widerspricht den Grundsätzen einer 
freien und sozialen Marktwirtschaft und kann 
nicht geduldet werden. Da mit der Wucher- 
bestimmung des Strafgesetzbuchs (§ 302 e) in 
der Regel nicht abgeholfen werden kann, be- 
darf es einer besonderen Vorschrift, die auf 
das Bedürfnis eines allgemeinen Schutzes der 
Bevölkerung vor wirtschaftlicher Ausbeutung 
zugeschnitten ist. 

Bei der Ausgestaltung der Vorschrift im ein- 
zelnen hat sich allerdings die Notwendigkeit 
ergeben, von dem bisher geltenden Recht ab- 
zuweichen. Die Angriffe aus Kreisen der 
Wirtschaft gegen § 19 WiStG stützen sich in 
erster Linie darauf, daß die Vorschrift im 
Rahmen der sozialen Marktwirtschaft einen 
Fremdkörper darstelle, weil sie von dem soge- 
nannten Kostenpreis ausgehe, der nicht nach 
den jeweiligen Bedürfnissen des Marktes, son- 
dern nach den im Einzelfall gemachten Auf- 
wendungen für die Beschaffung oder Her- 
stellung eines Gutes ermittelt werde; bei An- 
wendung eines solchen Maßstabes könne 
jedoch der Fall eintreten, daß auch ein Preis, 
der sich nach den Spielregeln des Marktes ord- 
nungsmäßig gebildet habe, als überhöht be- 
anstandet werden müsse. 

Diesen Bedenken trägt der Entwurf in einem 
gewissen Rahmen Rechnung. Er geht davon 
aus, daß diejenigen Preise, die sich auf Grund 
eines wirksamen und freien Leistungswett- 
bewerbs gebildet haben, grundsätzlich straf- 
rechtlich nicht erfaßt werden sollen. Dabei 
wird das Vorliegen eines wirksamen Leistungs- 
wettbewerbs im Sinne der Vorschrift in der 
Regel anzunehmen sein, wenn folgende Be- 
dingungen erfüllt sind: 


1 . Es müssen sich Marktteilnehmer in genügen- 
der Anzahl im Wettbewerb befinden, von 
denen jeder für sich auf die Preisgestaltung 
am Markt keinen bestimmenden Einfluß 
nehmen kann. Wo die technische oder wirt- 
schaftliche Entwicklung zur Bildung einer 
marktbeherrschenden Stellung eines oder 
einzelner Unternehmen geführt hat, sind die 
Voraussetzungen eines wirksamen Leistungs- 
wettbewerbs nicht erfüllt. 

2. Der einzelne Anbieter am Markt muß eine 
wettbewerblich unabhängige Stellung haben, 
die es ihm einerseits gestattet und ihn 
andererseits zwingt, auf Änderungen im 
Marktgeschehen sofort zu reagieren. Wo 
ausdrückliche oder stillschweigende Preis- 
abreden bestehen oder wo ein ganzer Wirt- 
schaftszweig durch den zwischen den Be- 
teiligten bestehenden Zusammenhalt (Preis- 
empfehlungen der Verbände u. dgl.) eine 
Anpassung des Preisniveaus an die jeweilige 
Marktlage verhindert, sind die Bedingungen 
eines wirksamen Leistungswettbewerbs nicht 
erfüllt. 

3. Schließlich müssen die in Frage kommenden 
Gegenstände und Leistungen in einem für 
die Bedarfsdeckung der Bevölkerung aus- 
reichenden Umfang zur Verfügung stehen. 
Andernfalls wird der Preis regelmäßig nicht 
nach Wettbewerbsgrundsätzen, d. h. durch 
Anpassung an einen Marktpreis, sondern 
danach gebildet, was der einzelne auf die 
Gegenstände und Leistungen angewiesene 
Abnehmer äußerstenfalls aufbringen kann. 

Im Sinne der Vorschrift ist der Leistungswett- 
bewerb frei, wenn er sich innerhalb der allge- 
meinen Schranken der Rechtsordnung frei ent- 
falten kann. Soweit Vorschriften der Wirt- 
schaftslenkung oder Preisregelung oder aus 
sozialen Gründen vorgesehene Einschränkun- 
gen (z. B. Kontrahierungszwang) die Bewe- 
gungsfreiheit der Marktteilnehmer einengen, 
herrscht kein freier Leistungswettbewerb. 

Gegenstände und Leistungen, für die ein wirk- 
samer und freier Leistungswettbewerb in dem 
vorstehend dargelegten Sinne besteht, werden 
durch ein strafrechtliches Verbot unange- 
messener Preisüberhöhung nicht mehr erfaßt. 
Nur Gegenstände und Leistungen, bei denen 
dies nicht der Fall ist, sind der Regelung des 
§ 3 unterworfen. 

Auch im einzelnen sind an der Vorschrift 
gegenüber § 19 WiStG nicht unwesentliche 
Änderungen vorgenommen worden. Gemäß 
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der bereits seit längerem herrschenden Recht- 
sprechung ist klargestellt worden, daß nur 
vorsätzliches Verhalten durch den Tatbestand 
erfaßt wird. Die in Abs. 2 aufgeführten Bei- 
spiele für unangemessene Preisüberhöhungen 
sind auf zwei volkswirtschaftlich besonders 
bedeutsame Fälle beschränkt worden. Damit 
soll allerdings nicht zum Ausdruck kommen, 
daß nur dann eine Preisüberhöhung vorliegen 
kann, wenn gesunkene Preise für die Wieder- 
beschaffung oder Wiedererzeugung nicht be- 
rücksichtigt sind oder wenn bei gestiegenen 
Herstellungs- oder Anschaffungskosten der 
Gewinn- oder Handelsaufschlag im Hundert- 
satz nicht ausreichend gesenkt ist. Die Ahn- 
dungsnorm ist vielmehr in Abs. 1 enthalten; 
sie verbietet unter den dort bezeichneten 
Voraussetzungen schlechthin die Bildung un- 
angemessener Preise. Es ist also durchaus 
möglich, daß auch in anderen als den in Abs. 2 
genannten Fällen, z. B. bei einem innerbetrieb- 
lichen Kosten- und Gewinnausgleich, eine un- 
gerechtfertigte Preisüberhöhung vorliegt. Es ist 
davon abgesehen worden, in Abs. 2 weitere 
Beispiele aufzuführen, weil die in § 19 

WiStG zusätzlich bezeichneten Fälle für die 
zur Zeit bestehende Wirtschaftsordnung keine 
wesentliche Bedeutung haben und weil andere, 
sonst noch denkbare Möglichkeiten sich einer 
Abgrenzung entziehen, die der Rechtsprechung 
mehr bieten kann als die Generalklausel des 
Abs. 1. 

Zu § 4 

Abgrenzung von Straftat und Ordnungs- 
widrigkeit 

Die Vorschrift enthält die Richtlinie zur Ab- 
grenzung von Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten. Sie beruht auf dem Grundsatz 
des § 6 WiStG, ist jedoch in ihrer Einzel- 
ausgestaltung der gegenwärtigen Wirtschafts- 
ordnung angepaßt. 

Zu § 5 

Strafe und Geldbuße 

Die Vorschrift lehnt sich an § 22 WiStG an. 
Allerdings war bisher für vorsätzliches und 
fahrlässiges Verhalten kein Unterschied in der 
Strafdrohung vorgesehen. Das widerspricht 
jedoch rechtsstaatlichen Grundsätzen, weil bei 
Vorsatz und Fahrlässigkeit eine deutliche 
Abstufung der Schuld vorliegt, der auch in 
der Strafdrohung Rechnung getragen werden 
muß. Abs. 2 enthält deshalb für Fahrlässig- 


keitstaten einen wesentlich geringeren Straf- 
rahmen. Auch der Höchstbetrag der Geldbuße 
ist ermäßigt worden, weil bei Ordnungs- 
widrigkeiten eine Geldbuße nicht in der Höhe 
gerechtfertigt werden kann, die der für vor- 
sätzlich begangene Straftaten vorgesehenen 
Geldstrafe entspricht. 

Im Gegensatz zu § 22 Abs. 3 WiStG sieht der 
Entwurf eine Ahndung des Versuchs bei Straf- 
taten und Ordnungswidrigkeiten nicht mehr 
vor. Mit Rücksicht auf die fortschreitende 
Besserung der allgemeinen wirtschaftlichen 
Lage dürfte ein ausreichendes Bedürfnis, Zu- 
widerhandlungen schon im Versuchsstadium 
strafrechtlich zu erfassen, nicht mehr anzu- 
erkennen sein. 

Zu § 6 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

Die Vorschrift entspricht im wesentlichen dem 
§ 23 WiStG. Sie ist jedoch nach folgenden 
Gesichtspunkten geändert worden: 

Während bisher die in dem Betrieb begangene 
Zuwiderhandlung einen gesetzlichen Tat- 
bestand nach der äußeren und inneren Tatseite 
voll erfüllt, der Täter also schuldhaft han- 
deln und strafrechtlich verantwortlich sein 
mußte, wird jetzt nur noch eine „mit Strafe 
oder Geldbuße bedrohte Handlung“ gefordert. 
Es genügt danach eine tatbestandsmäßige und 
rechtswidrige Handlung entsprechend den für 
die Teilnahme (§§ 48 bis 50 StGB) geltenden 
Grundsätzen. Die Änderung bezweckt inso- 
weit eine Anpassung an die Grundlagen des 
allgemeinen Strafrechts. 

Der Begriff „Handelsgesellschaft“ ist durch 
die Bezeichnung „Personengesellschaft des 
Handelsrechts“ ersetzt worden, weil juristische 
Personen und Handelsgesellschaften keine 
Gegensätze sind, sondern sich zu einem erheb- 
lichen Teil decken. 

Schließlich ist die den Inhaber oder Leiter 
eines Betriebes oder den gesetzlichen Vertreter 
einer Handelsgesellschaft besonders belastende 
Umkehrung der Beweislast hinsichtlich der 
Verletzung der Aufsichtspflicht beseitigt wor- 
den. Die Notwendigkeit dieser Änderung 
ergibt sich namentlich daraus, daß der allge- 
meine Grundsatz des Strafrechts, wonach nie- 
mand ohne den vollen Nachweis seiner Schuld 
verurteilt werden darf, auch im Bereich des 
Rechts der Ordnungswidrigkeiten durchge- 
führt werden soll. 
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ZWEITER ABSCHNITT 
Ergänzende Vorschriften 

Zu § 7 
Irrtum 

Die Vorschrift entspricht wörtlich dem § 26 a 
WiStG. 

Zu § 8 

Einziehung 

Die Vorschrift entspricht sachlich dem § 39 
WiStG. Sie gilt für Zuwiderhandlungen nach 
den §§ 1 bis 3 und für Ordnungswidrig- 
keiten nach § 6. 

Zu § 9 

Abführung des Mehrerlöses 

Abs. 1 Satz 1 entspricht sachlich dem § 49 
Abs. 1 WiStG. Die sprachlichen Abweichun- 
gen sind darauf zurückzuführen, daß die Neu- 
fassung sowohl das Straf- als auch das Buß- 
geld verfahren erfassen soll. 

Abs. 1 Satz 2 läßt die Anordnung der Ab- 
führung des Mehrerlöses auch zu, wenn der 
Tätei nicht schuldhaft gehandelt hat oder die 
1 at aus anderen Gründen nidit geahndet wer- 
den kann (z. B. wegen eines persönlichen 
Strafausschließungsgrundes oder Verfahrens- 
hindernisses). Gericht und Verwaltungsbehörde 
können in diesen Bällen nach ihrem pflicht- 
gemäßen Ermessen die Abführung des Mehr- 
erlöses anordnen, wenn der Täter freige- 
sprochen oder das Verfahren eingestellt wer- 
den muß. Dies war nach dem WiStG nicht 
möglich; es bedurfte vielmehr eines nachträg- 
lichen selbständigen Verfahrens, das unter 
Umständen zusätzliche Kosten verursachte 
(S 51 WiStG). 

In den Fällen des Abs. 1 Satz 1 ist die Ab- 
führung des Mehrerlöses entsprechend dem 
WiStG zwingend vorgeschrieben. Da jedoch 
die Mehrerlösabführung — bemessen nach der 
abstrakten Berechnungsweise — häufig zu un- 
erwünschten Härten führte und bisweilen 
sogar die Existenz des Betroffenen gefährdete, 
sieht der Entwurf in Abs. 2 eine bedeutsame 
Auflockerung vor. Gericht und Verwaltungs- 
behörde dürfen künftig den abzuführenden 
Mehrerlös auf einen angemessenen Betrag 
beschränken oder von der Anordnung ganz 
absehen, wenn die Abführung des vollen Be- 
trages eine unbillige Härte bedeuten würde. 
Zur Entlastung der Gerichte und Verwal- 
tungsbehörden ist außerdem vorgesehen, daß 


bei geringfügigem Mehrerlös die Anordnung 
seiner Abführung unterbleiben kann. 

Abs. 3 entspricht § 49 Abs. 2 WiStG. 

Die Abs. 4 und 5 sind den Vorschriften nach- 
gebildet, die für das Recht der Einziehung 
nach § 18 Abs. 4 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten gelten. 

Zu § 10 

Rückerstattung des Mehrerlöses 

Die Vorschrift entspricht sachlich dem § 50 
WiStG. Die vorgenommenen Änderungen 
dienen dazu, die Bestimmung unmittelbar auf 
das Straf- und Bußgeldverfahren anwendbar 
zu machen und eine geringfügige Unklarheit, 
die bisher dem Abs. 2 anhaftete, zu beseitigen. 

Zu § 11 

Selbständige Abführung des Mehrerlöses 
Abs. 1 entspricht der Regelung, die für das 
selbständige Verfahren bei der Einziehung 
nach § 21 des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten vorgesehen ist. Da die letztere Vor- 
schrift auch in § 51 Abs. 3 WiStG für an- 
wendbar erklärt ist, wird durch die Neu- 
fassung keine Änderung des geltenden Rechts 
bewirkt. Es bleibt vielmehr dabei, daß 
die selbständige Abführung des Mehrerlöses 
nur angeordnet werden darf, wenn der 
Durchführung des Straf- oder Bußgeldverfah- 
rens ein rechtliches oder tatsächliches Hinder- 
nis entgegensteht. Ist dagegen in einem solchen 
rechtskräftig abgeschlossenen Verfahren die 
Anordnung der Abführung des Mehrerlöses — 
gleichgültig aus welchen Gründen — unter- 
blieben, so kann sie in selbständigen Verfahren 
nicht nachgeholt werden. Hierdurch wird 
zum Schutze des Betroffenen verhindert, daß 
von rechtskräftigen Gerichtsentscheidungen 
oder Bußgeldbescheiden in einem späteren 
selbständigen Verfahren abgewichen wird. 

Die eingeschränkte Fassung der Vorschrift hat 
auch zur Folge, daß die Einstellung des Ver- 
fahrens wegen Geringfügigkeit nicht durch 
eine nachfolgende Anordnung der Abführung 
des Mehrerlöses im selbständigen Verfahren 
ergänzt werden kann. Diese Folgerung dürfte 
hinzunehmen sein, weil es aus kriminalpoli- 
tischen Gründen nicht wünschenswert erscheint, 
das fiskalische Interesse an dem Ausgleich der 
ungerechtfertigten Vermögensverschiebung in 
den Vordergrund zu rücken, obwohl an der 
Ahndung der Zuwiderhandlung selbst kein 
sachliches Interesse besteht. Es kommt hinzu, 
daß das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
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im § 21 die Frage für die selbständige An- 
ordnung der Einziehung ebenso gelöst hat. 

Das WiStG enthält keine ausdrückliche Vor- 
schrift, die es gestattet, den Mehrerlös zu er- 
fassen, wenn er durch den Verstoß eines Be- 
triebsangehörigen dem Betriebsinhaber zuge- 
flossen ist, ohne daß letzterer als Täter oder 
Teilnehmer an der Tat mitgewirkt hat. Dieses 
Ergebnis ist offenbar unbillig. Durch Abs. 2 
wird klargestellt, daß der Mehrerlös bei dem- 
jenigen abgeschöpft werden kann, dem er zu- 
geflossen ist. 

Zu § 12 
Verfahren 

Die Vorschrift ist den für die Einziehung nach 
§ 26 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten geltenden Bestimmungen 
nachgebildet. 

Zu § 13 
Verjährung 

Die Vorschrift entspricht dem § 27 WiStG. 

Zu § 14 

Besondere Vorschriften für das Strafverfahren 
Abs. 1 hält an der in § 100 Abs. 1 WiStG 
vorgesehenen Konzentration der Zuständig- 
keit in der Amtsgerichtsebene fest. Damit soll 
erreicht werden, daß sich die Rechtsprechung 
einheitlicher gestaltet und daß die beteiligten 
Richter in der Beurteilung der häufig schwie- 
rigen wirtschaftlichen Vorgänge eine größere 
Sachkenntnis erwerben und von Gutachten 
Dritter unabhängiger werden. 

Die bisher der obersten Justizbehörde des 
Landes eingeräumte Befugnis, die Zuständig- 
keit des Amtsgerichts den örtlichen Bedürf- 
nissen entsprechend abweichend zu regeln, 
wird nunmehr als Ermächtigung zum Erlaß 
einer entsprechenden Rechtsverordnung auf 
die Landesregierung übertragen. Dadurch soll 
dem Verfassungsgrundsatz, daß niemand 
seinem gesetzlichen Richter entzogen werden 
darf (Art. 101 Abs. 2 GG), in verstärkter 
Form Rechnung getragen werden. Der Ent- 
wurf sieht die Möglichkeit vor, diese Ermächti- 
gung auf die Landesjustizverwaltung zu über- 
tragen, weil im allgemeinen kein Interesse der 
Landesregierung an der Regelung der örtli- 
chen Zuständigkeit der Amtsgerichte besteht, 
eine selbständige Entscheidungsbefugnis der 
Landesjustizverwaltung aber der Vereinfa- 
chung und Beschleunigung dient. 


Für eine Konzentration der Zuständigkeit auch 
in der Ebene der Landgerichte und Oberlandes- 
gerichte (§ 100 Abs. 2 und 3 WiStG) dürfte 
angesichts der Entwicklung der wirtschaftli- 
chen Verhältnisse in den letzten Jahren kein 
Bedürfnis mehr bestehen. 

Schließlich ist auch davon abgesehen worden, 
für Bußgeldsachen eine über den § 55 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes über Ordnungswidrigkei- 
ten hinausgehende Konzentration vorzuschrei- 
ben. In der Regel sind die Verwaltungsbehör- 
den in Bußgeldsachen für größere Bezirke 
zuständig, so daß sich die Zusammenfassung 
mehrerer Verwaltungsbezirke bei einem Amts- 
gericht nicht als notwendig erweist. Soweit 
ausnahmsweise das Bedürfnis nach einer ab- 
weichenden Regelung der örtlichen Zuständig- 
keit besteht, kann nach § 74 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten verfahren werden. 

Abs. 2 behandelt die Rechtsstellung der Ver- 
waltungsbehörde im Verfahren wegen einer 
Straftat nach den §§ 1 bis 3. Er ersetzt die 
bisherige Nebenklagebefugnis der Verwal- 
tungsbehörde (§ 54 WiStG) durch ein bloßes 
Beteiligungs- und Anhörungsrecht. Für diese 
bedeutsame Änderung war die Erwägung 
maßgebend, daß die Nebenklage von Verwal- 
tungsbehörden ein Fremdkörper im allgemei- 
nen Strafprozeß ist. Aus der StPO läßt sich 
u. a. der Grundgedanke ableiten, daß die ge- 
samte Mitwirkung des Staates im Strafverfah- 
ren verantwortlich von einer Behörde (der 
Staatsanwaltschaft) geleitet werden soll. Auf 
Grund dieser Zusammenfassung wird gewähr- 
leistet, daß die Beurteilung aller strafbaren 
Handlungen vom Standpunkt des öffentlichen 
Interesses gleichen Maßstäben folgt. Je mehr 
in diesen Bereich staatlicher Tätigkeit das 
Eindringen anderer, nach Ressortgesichtspunk- 
ten interessierter Behörden und Stellen zuge- 
lassen wird, um so stärker können strafrechts- 
fremde Erwägungen auf das Verfahren Einfluß 
gewinnen und schließlich zu einer Zersplitte- 
rung der staatlichen Kriminalpolitik führen. 
Während im Steuer- und Devisenstrafrecht 
hinsichtlich der Zulassung der Nebenklage eine 
langjährige Tradition besteht, gilt gleiches für 
das Wirtschaftsstrafrecht nicht. Durch den 
vorliegenden Entwurf wird außerdem das 
Wirtschaftsstrafrecht so erheblich vereinfacht, 
daß die Staatsanwaltschaft in der Regel auf 
Grund eigener Sachkenntnis in der Lage sein 
dürfte, die Interessen des Staates im Beneh- 
men mit den beteiligten Behörden wahrzuneh- 
men. Ein Bedürfnis, der Verwaltungsbehörde 
selbständige Befugnisse zum Betreiben des 



Verfahrens einzuräumen, ist deshalb nicht 
mehr anzuerkennen. Die im Gesetz über Ord- 
nungswidrigkeiten (§§ 33, 34) verankerte 
Rechtsstellung der Verwaltungsbehörde und 
das ihr durch den Entwurf eingeräumte An- 
hörungsrecht reichen vielmehr aus, um die 
Wahrung staatlicher Belange und die Berück- 
sichtigung des Ressortstandpunktes zu gewähr- 
leisten. Im einzelnen ist die Rechtsstellung der 
Verwaltungsbehörde im Strafverfahren ähn- 
lich ausgestaltet wie diejenige der Jugendge- 
richtshilfe im Jugendstrafverfahren (vgl. 
§§ 38, 30 Abs. 3 JGG). 

Zu § 15 

Besondere Vorschriften für das Bußgeld- 
verfahren 

Die Vorschrift entspricht den §§ 58 und 101 

WiStG. 

DRITTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

Zu § 16 

Überleitung des sachlichen Strafrechts 

Die Vorschrift soll klarstcllen, daß das WiStG 
ein Zeitgesetz im Sinne des § 2 Abs. 3 StGB 
ist, daß also Taten, die wahrend seiner Gel- 
tungsdauer begangen worden sind, auch noch 
nach seinem Außerkrafttreten geahndet wer- 
den können. Ohne eine solche Vorschrift 
könnte die Frage für die Rechtsprechung zwei- 
felhaft sein. Es erscheint auch sachlich gerecht- 
fertigt, daß Verstöße, die während der Gel- 
tungsdauer des WiStG begangen worden sind, 
nach den bisherigen Vorschriften auch nach 
dem Außerkrafttreten des Gesetzes geahndet 
werden. 

Für die Nebenfolgen des WiStG (§§ 33 bis 
53) empfiehlt sich hingegen eine abweichende 
Regelung. Da das Berufsverbot und die Be- 
triebsschließung nach §§ 33 bis 38 WiStG 
nicht nur für die Zukunft unzulässig, sondern 
auch, soweit sie in der Vergangenheit verhängt 
worden sind, mit dem Inkrafttreten des neuen 
Wirtschaftsstrafgesetzes beseitigt werden sol- 
len (vgl. Begründung zu § 18), kann ihre An- 
ordnung nach diesem Zeitpunkt nicht mehr in 
Betracht kommen. Die Einziehung und die 
Abführung des Mehrerlöses, die auf Grund 
des WiStG zulässig waren, werden zweckmä- 
ßig den Vorschriften des Entwurfs unterstellt, 
weil die in diesem Bereich vorgenommenen 
Neuerungen einer zweckmäßigeren rechtlichen 


Ausgestaltung im einzelnen dienen. Die außer 
den vorgenannten Nebenfolgen nach § 53 
WiStG noch zulässige öffentliche Bekanntma- 
chung spielt in der Praxis eine so geringfügige 
Rolle, daß ihre vollständige Beseitigung im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens des neuen Wirt- 
schaftsstrafgesetzes gerechtfertigt ist. 

Zu § 17 

Verweisungen auf aufgehobene Vorschriften 

Abs. 1 enthält die erforderliche Umstellung 
der Verweisungen, die in den in § 1 genannten 
oder auf ihnen beruhenden Rechtsvorschriften 
enthalten sind. Soweit die Verweisungen sich 
auf Vorschriften des Bewirtschaftungsnotge- 
setzes oder des WiStG beziehen, treten an 
deren Stelle die entsprechenden Vorschriften 
des Entwirfs. 

Der Abs. 2 ist vor allem im Hinblick auf die 
Neufassung des § 2 Abs. 2 notwendig. Er 
macht zahlreiche, sonst unvermeidliche Ände- 
rungen geltender Rechtsvorschriften dadurch 
entbehrlich, daß er diejenigen Zuwiderhand- 
lungen, die bisher nach § 18 WiStG geahndet 
werden konnten, unverändert in § 2 des 
Entwurfs überleitet. § 2 Abs. 1 enthält nun- 
mehr die Ahndungsnorm für alle Rechtsvor- 
schriften und schriftlichen Verfügungen, die 
nach bisherigem Recht das Blankett des § 18 
WiStG ausfüllten. Dabei handelt es sich nicht 
nur um Vorschriften und Verfügungen, die 
unmittelbar auf das WiStG verweisen, son- 
dern auch um solche, die vor dem Inkrafttre- 
ten des WiStG erlassen worden sind und ihren 
Strafschutz aus einer der nach § 102 WiStG 
aufgehobenen Rechtsvorschriften herleiten. 

Zu § 18 

Berufsverbot und Betriebsschließung 

Gerichtliche Anordnungen, die ein Berufsver- 
bot, eine Betriebsschließung, eine dauernde 
oder zeitige Betriebseinschränkung oder eine 
Zwangsverpachtung betreffen, sind in den 
letzten Jahren nur ganz vereinzelt getroffen 
worden. Es ist überhaupt zweifelhaft, ob ge- 
genwärtig noch derartige Maßnahmen wirk- 
sam sind. Angesichts dieser Sachlage empfiehlt 
es sich, mit dem Auslaufen des WiStG einen 
endgültigen Schlußstrich zu ziehen und etwa 
noch bestehende Anordnungen als aufgehoben 
zu behandeln. Entsprechende Maßnahmen, die 
auf anderen gesetzlichen Vorschriften beruhen 
(z.B. die Berufsuntersagung nach § 42 1 StGB), 
bleiben hingegen unberührt, weil der Entwurf 
sich ausschließlich mit der Ablösung von Vor- 
schriften des WiStG befaßt. 
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Zu § 19 

Nebenklage 

Da der Entwurf die Beseitigung der Neben- 
klagebefugnis der Verwaltungsbehörde vor- 
schlägt (vgl. Begründung zu § 14 Abs. 2), 
bedarf es einer Ubergangsvorschrift für schwe- 
bende Verfahren. Um unnötige Unsicherheit 
zu vermeiden, erscheint es zweckmäßig, den 
von der Verwaltungsbehörde vor dem Aus- 
laufen des WiStG erklärten Anschluß als Ne- 
benkläger aufrechtzuerhalten, bis das Ver- 
fahren rechtskräftig abgeschlossen ist. 

Zu § 20 
Zuständigkeit 

Die Vorschrift läßt zur Vereinfachung und 
Beschleunigung des Verfahrens die nach den 
Bestimmungen des WiStG ordnungsmäßig be- 
gründete gerichtliche Zuständigkeit bestehen, 
auch wenn nach den Vorschriften des Entwurfs 
ein anderes Gericht zuständig wäre. § 20 des 
Entwurfs ist vor allem anzuwenden, wenn eip 
gerichtliches Verfahren wegen einer Straftat 
schwebt, die der Entwurf nicht mehr vorsieht 
(für diese Fälle gilt § 14 Abs. 1 des Entwurfs 
nicht; auch § 100 Abs. 1 Satz 1 WiStG würde 
nach dem 30. Juni 1934 nicht mehr anwend- 
bar sein, weil er mit Ablauf dieses Tages 
außer Kraft tritt). Die Vorschrift ist ferner 
dann von Bedeutung, wenn bei Gericht ein 
Bußgeldverfahren anhängig ist, für das sich 
die örtliche Zuständigkeit nach § 100 Abs. 1 
Satz 1 WiStG bestimmt hat. 

Zu § 21 

Devisenzuwidcrhandlungen 

Die Vorschrift bewirkt, daß im Bereich des 
Devisenstrafrechts gegenüber dem zur Zeit 
geltenden Rechtszustand keine Änderung ein- 
tritt. 

Eine solche Lösung erscheint unbedenklich, weil 
die materiellen Tatbestände des Devisenstraf- 
rechts ausnahmslos in bcsatzungsrechtlichen 
Vorschriften geregelt sind (Gesetz Nr. 53 der 
amerikanischen und der britischen Militär- 
regierung — Neufassung — vom 18. Sep- 
tember i 949; Verordnung Nr. 235 des Fran- 
zösischen Hohen Kommissars über Devisen- 
bewirtschaftung und Kontrolle des Güterver- 
kehrs vom 18. September 1949; Gesetz Nr. 33 
der Alliierten Hohen Kommission über Devi- 
senbewirtschaftung vom 2. August 1950 — 
Amtsblatt AHK. S. 514 — in Verbindung 
mit dem Gesetz Nr. 14 der Alliierten Hohen 
Kommission vom 25. November 1949 — 


Amtsblatt AHK. S. 59). Lediglich die für die 
Abgrenzung von Straftat und Ordnungswi- 
drigkeit geltenden Grundsätze, die Nebenfol- 
gen und das Verfahren sind durch die Vor- 
schriften des WiStG bestimmt. Daraus folgt, 
daß der im WiStG geregelte Bereich des Devi- 
senstrafrechts nur von untergeordneter Bedeu- 
tung ist. Im Falle seiner gesetzlichen Änderung 
würde er die materiellen Vorschriften des De- 
visenstrafrechts nur am Rande berühren, 
hingegen für das Verfahren wesentliche Neu- 
erungen bringen. Davon sollte jedoch im ge- 
genwärtigen Zeitpunkt abgesehen werden. In 
den beteiligten Bundesministerien wird zur 
Zeit der Entwurf eines deutschen Devisenge- 
setzes ausgearbeitet, der das gesamte Rechts- 
gebiet einer Neuordnung zuführen soll. Mit 
der Verabschiedung dieses Entwurfs durch das 
Bundeskabinett kann in absehbarer Zeit ge- 
rechnet werden. Es würde für die Praxis der 
Gerichte und der Devisenbehörden eine kaum 
erträgliche Unsicherheit eintreten, wenn der 
grundsätzlichen Änderung des Rechtszustandes 
durch ein neues Wirtschaftsstrafgesetz alsbald 
eine weitere Änderung durch das Devisenge- 
setz folgen würde. Es dürfte deshalb vorzu- 
ziehen sein, die zur Zeit für das Devisenstraf- 
recht geltende Regelung unmittelbar in das 
neue Devisengesetz überzuleiten. 

Zu § 22 

Begriffsbestimmung 

Die Vorschrift soll die Anwendung der 
§§ 16 bis 19 erleichtern, indem sie die ver- 
schiedenen Fassungen, die das Wirtschafts- 
strafgesetz vom 26. Juli 1949 gehabt hat, im 
einzelnen aufführt. 

Zu § 23 
Land Berlin 

Abs. 1 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Die Abs. 2 und 3 tragen der Besonderheit 
Rechnung, daß das WiStG und verschiedene 
Vorschriften im Bereich des Devisenstrafrechts 
im Land Berlin in anderer Fassung als in den 
Ländern der Bundesrepublik gegolten haben 
oder noch gelten. 

Abs. 4 erteilt dem Land Berlin die Ermächti- 
gung, über den Rahmen des Entwurfs hinaus 
landesrechtliche Vorschriften im Bereich des 
Wirtschaftsstrafrechts zu erlassen. Die Grenze 
der Ermächtigung wird durch den Bestand an 
wirtschaftsstrafrechtlichen Vorschriften gezo- 
gen, die in dem am 30. Juni 1954 auslaufen- 
den WiStG enthalten sind. Die Notwendigkeit 
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für diese Ermächtigung ergibt sich aus der 
exponierten Lage Berlins, die bei Anspannung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse besondere 
Maßnahmen erforderlich machen kann, für die 
in der Bundesrepublik kein sachliches Bedürf- 
nis besteht. 


Zu § 24 
Inkrafttreten 

Das Gesetz soll in Kraft treten, nachdem die 
Geltung des WiStG durch Zeitablauf erloschen 
ist. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 9. April 1954 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 19. März 1954 — 4 — 43200 — 
530/54 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
121. Sitzung am 9. April 1954 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf 

eines Gesetzes zur weiteren Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstrafgesetz 1954) 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. Im 
übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


Dr. h. c. Zinn 


19 



Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. § 1 des Entwurfs ist zu streichen. 
Begründung 

Die in § 1 vorgesehene Katalogisierung 
der einzelnen Bestimmungen wird durch 
die in Nr. 3 vorgeschlagene Einfügung 
eines neuen § 1 a überflüssig. 

2. Als neuer § 1 ist folgende Vorsdirift ein- 
zufügen: 

„§ 1 (neu) 

Gefährdung der Bedarfsdeckung 
Wer vorsätzlich Gegenstände des lebens- 
wichtigen Bedarfs zurückhält, beiseite 
schafft, vernichtet oder verderben läßt 
und dadurch die Deckung dieses Be- 
darfs gefährdet, wird mit Gefängnis be- 
straft. Daneben kann auf Geldstrafe bis 
zu einhunderttausend Deutsche Mark er- 
kannt werden.“ 

Begründung 

§ 1 Abs. 1 des WiStG in seiner jetzt gel- 
tenden Fassung enthält einen allgemeinen 
Rechtsgrundsatz, den aufzugeben nicht 
gerechtfertigt ist. Dabei kann jedoch auf 
die Bestrafung des leichtfertigen Ver- 
derbenlasscns verzichtet werden; zugleich 
empfiehlt es sich, die Beweisvermutung 
zu beseitigen und die Strafdrohung zu 
mildern. 

3. Als neuer § 1 a ist folgende Vorschrift 
einzufügen: 

„§ 1 a 

Verstoß gegen die Marktregelung 
(1) Eine Zuwiderhandlung im Sinne 
dieses Abschnitts begeht, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig einer Rechtsvorschrift 
oder einer schriftlichen Verfügung zu- 
widerhandelt, die für die gewerbliche 
Wirtschaft, die Verkehrs Wirtschaft oder 
die Land-, Ernährungs- oder Forstwirt- 
schaft auf Grund von Vorschriften über 
die Erzeugung, die Marktregelung oder 


die Handelsklasscnregelung erlassen wor- 
den ist. 

(2) Eine Zuwiderhandlung nach Ab- 
satz 1 liegt nur vor, wenn das zu der 
Rechtsvorschrift oder der Verfügung er- 
mächtigende Gesetz und die Rechtsvor- 
schrift oder die Verfügung selbst aus- 
drücklich auf die Straf- und Bußgeld- 
vorschriften dieses Gesetzes verweisen. 
Dies gilt nicht, soweit § 17 Abs. 2 etwas 
anderes bestimmt.“ 

Begründung 

Diese Blankettvorschrift gibt den Rah- 
men für die strafrechtliche Behandlung 
von Verstößen gegen wirtschaftsrecht- 
liche Vorschriften als bindende Richt- 
linie für den Gesetzgeber. Sie macht eine 
Katalogisierung entbehrlich, wie sie in 
§ 1 des Entwurfs vorgesehen ist und 
wirkt einer Zersplitterung des Wirt- 
schaftsstrafrechts entgegen. 

4. In § 2 Abs. 1 am Ende sind die Worte 
„nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
geahndet wird“ zu ersetzen durch die 
Worte „im Sinne dieses Gesetzes“. 

Begründung 

a) Die Formulierung „geahndet wird“ 
trägt dem Opportunitätsprinzip des 
OWiG nicht Rechnung. 

b) Redaktionelle Verbesserung. 

5. a) In § 3 Abs. 1 ist der Relativsatz 
„, für die ein wirksamer und freier 
Leistungswettbewerb nicht besteht,“ 
zu streichen. 

Begründung 

Der Nachweis des Tatbestandsmerk- 
mals, daß ein wirksamer und freier 
Leistungswettbewerb nicht besteht, 
setzt eine eingehende Kenntnis der 
wirtschaftlichen Verhältnisse der ver- 
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schiiedensten Berufe oder Gewerbe vor- 
aus. In vielen Fällen würde es zu weit 
gehen, den Gerichten eine solche Be- 
urteilung zuzumuten. Ferner wird es 
oft schwierig sein, den Vorsatz des 
Täters nachzuweisen, wenn dieser gel- 
tend macht, daß nach seiner Meinung 
ein freier Leistungswettbewerb Vorge- 
legen habe. 

b) In § 3 Abs. 1 am Ende ist der Relativ- 
satz die nach den Vorschriften die- 
ses Gesetzes geahndet wird“, zu er- 
setzen durch die Worte „im Sinne die- 
ses Gesetzes“. 

Begründung 

Vgl. Begründung zu oben Nr. 4. 

6. § 4 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Eine Zuwiderhandlung im Sinne 
der §§ 1 a, 2 und 3 ist Wirtschaftsstraftat, 
wenn sie das Staatsinteresse an Bestand 
und Erhaltung der Wirtschaftsordnung im 
ganzen oder in einzelnen Bereichen ver- 
letzt, indem entweder 

1. die Zuwiderhandlung ihrem Um- 
fange oder ihrer Auswirkung nach ge- 
eignet ist, die Leistungsfähigkeit der 
Wirtschaftsordnung zu beeinträchti- 
gen, oder 

2. der Täter mit der Zuwiderhandlung 
eine Einstellung bekundet, die die 
Wirtschaftsordnung im ganzen oder in 
einzelnen Bereichen mißachtet, insbe- 
sondere dadurch, daß er gewerbs- 
mäßig, aus verwerflichem Eigennutz 
oder sonst verantwortungslos gehan- 
delt oder Zuwiderhandlungen hart- 
näckig wiederholt hat.“ 

Begründung 

Die „Schmidtsche Formel“ wird durch 
die Regierungsvorlage nicht verbessert. 
Deshalb sollten die Ergebnisse der 
Rechtsprechung hierzu nicht durch 
eine Änderung entwertet werden. Da- 
gegen ist es gerechtfertigt, den Begriff 
„staatlich geschützten Wirtschaftsord- 
nung“ nicht zu übernehmen. 

7. a) In § 5 Abs. 1 ist das Zitat „§§ 1 bis 3“ 

zu ersetzen durch das Zitat „§§ 1 a, 2 
und 3“. 

b) In § 5 Abs. 2 ist das Zitat „§§ 1 bis 3“ 
zu ersetzen durch das Zitat „§§ 1 a 
und 2“. 


c) In § 5 Abs. 3 ist das Zitat „§§ 1 bis 3“ 
zu ersetzen durch das Zitat „§§ 1 a, 2 
und 3“. 

Begründung 

Folge der Vorschläge zu oben Nr. 3. 

8. Als neuer § 5 a ist folgende Vorschrift 
einzufügen: 

4 5 a 

Verletzung der Buchführungspflicht 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vor- 
sätzlich 

1. es entgegen einer durch Rechtsvor- 
schrift begründeten Verpflichtung un- 
terläßt, Bücher oder Aufzeichnungen 
zu führen oder Bücher, Aufzeichnun- 
gen, Geschäftspapiere oder sonstige 
Unterlagen aufzubewahren, 

2. Unterlagen der in Nr. 1 bezeichn eten 
Art, zu deren Führung oder Aufbe- 
wahrung er durch Rechtsvorschrift 
verpflichtet ist, verheimlicht, ver- 
ändert, vorzeitig vernichtet oder so 
führt, daß sie keine Übersicht seines 
Geschäftsgebarens gewähren, oder 

3. es unterläßt, eine im ordentlichen Ge- 
schäftsverkehr übliche Rechnung zu 
erteilen oder sich erteilen zu lassen, 

und dadurch vorsätzlich oder fahrlässig 
die Nachprüfung verhindert oder er- 
schwert, ob Vorschriften dieses Gesetzes 
oder Rechtsvorschriften der in §§ 1 a und 2 
bezeichneten Art eingehalten sind. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit 
einer Geldbuße bis zu fünfzigtausend 
Deutsche Mark geahndet werden. 

(3) Unberührt bleiben andere gesetz- 
liche Vorschriften, welche die Verletzung 
der Buchführungspflicht mit Strafe oder 
Geldbuße bedrohen.“ 

Begründung 

Vgl. die entsprechende Begründung für 
die Einfügung des § 1 a (vgl. oben Nr. 3). 

Die Vorschrift ist überdies für die wirk- 
same Verfolgung von Verstößen der in 
den §§ 1 a und 2 genannten Art unent- 
behrlich. 

9. a) § 6 ist am Anfang wie folgt zu fassen: 

„Wird in einem Betrieb eine durch 
dieses Gesetz mit Strafe oder Geld- 
buße bedrohte Handlung begangen, so 
kann . . .“ 
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Begründung 

Red ak ti o melle Verbe sserung. 

b) In § 6 ist das Wort „einhunderttau- 
send" zu ersetzen durch das Wort 
„fünfzigtausend“. 

Begründung 

Gleichstellung der in § 6 vorgesehenen 
Geldbuße mit der des § 5 Abs. 3. 

10. a) In § 9 Abs. 1 ist das Zitat „§§ 1 bis 3“ 

zu ersetzen durch das Zitat „§§ 1 a 
bis 3“. 

b) In § 14 Abs. 2 ist 'das Zitat „§§ 1 
bis 3“ zu ersetzen durch das Zitat 
„§§ 1 a bis 3“. 

Begründung 

Die Notwendigkeit der Änderung er- 
gibt sich aus der Einfügung neuer 
Vorschriften (vgl. Nrn. 2, 3 oben). 

11. In § 14 Abs. 2 ist folgender Satz 5 anzu- 
fügen: 

„Die §§ 33 und 34 des Gesetzes über 
Ordnungswiidrigkeiten vom 25. März 
1952 (BGBl. I S. 177) bleiben unberührt.“ 

Begründung 

§ 14 Abs. 2 des Entwurfs regelt die Be- 
teiligung der Verwaltungsbehörde im 
Strafverfahren. Diese Bestimmung soll die 
allgemeinen Vorschriften der §§ 33 und 34 
des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten, 
in denen ebenf alls die Beteiligung der Ver- 
waltungsbehörden im Strafverfahren und 
ihr Recht auf Akteneinsicht geregelt sind, 
ergänzen. Es besteht aber die Gefahr, daß 
aus § 14 Abs. 2 des Entwurfes der Schluß 
gezogen wird, er regele als neuere und 
spezielle Vorschrift im Rahmen des 
WiStG die Beteiligung der Verwaltungs- 
behörde ausschließlich und erschöpfend. 
Durch den vorgeschlagenen Zusatz soll 
der ergänzende Charakter des § 14 Abs. 2 
klargestellt werden. 


12. § 16 ist am Anfang wie folgt zu fassen: 

„Die Vorschriften des 1. bis 4. Ab- 
schnittes des Ersten Buches des WiStG in 
der früher geltenden Fassung sind auch 
nach ihrem Außerkrafttreten auf diejeni- 
gen Taten anzuwenden, . . .“. 

Begrün d u n g 

Redaktionelle Änderung. 

13. a) § 17 Abs. 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Verweisungen auf Vorschriften 
des Gesetzes zur Vereinfachung des 
Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschafts- 
strafgesetz) vom 26. Juli 1949 (WiGBl. 
S. 193) in seiner jeweils geltenden 
Fassung, die in Gesetzen, Verordnun- 
gen oder schriftlichen Verfügungen 
enthalten sind, gelten als Verweisun- 
gen auf die Vorschriften dieses Ge- 
setzes, durch welche die entsprechen- 
den Vorschriften des Wirtschafts- 
strafgesetzes vom 26. Juli 1949 ersetzt 
worden sind.“ 

b) In § 17 Abs. 2 ist 

aa) das Zitat in der zweiten Zeile 
„§ 2“ zu ersetzen durch das Zitat 
„§§ 1 a und 2“, 

bb) das Zitat in der sechsten Zeile „§ 2 
Abs. 2“ zu ersetzen durch das Zitat 
„§ la Abs. 2 oder § 2 Abs. 2“, 

cc) 'das Zitat in der vorletzten Zeile 
„§ 2 Abs. 1“ zu ersetzen durch 
das Zitat „§ 1 a Abs. 1 oder § 2 
Abs. 1“, 

dd) das Zitat in der letzten Zeile „§ 2 
Abs. 2“ zu ersetzen durch das Zitat 
„§ 1 a Abs. 2 oder § 2 Abs. 2“. 

B'e gründung 

Die Änderung ist erforderlich 
durch die Einfügung einer neuen 
Vorschrift (vgl. Nr. 3 oben). 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung zu 
den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


Gegen folgende Empfehlungen des Bundes- 
rates werden keine Bedenken erhoben: 

Nr. 4 (Redaktionelle Änderung des 5 2 
Abs. 1), 

Nr. 5 b (Redaktionelle Änderung des § 3 
Abs. 1), 

Nr. 9 (Änderung des § 6), 

Nr. 11 (Ergänzung des § 14 Abs. 2). 

Zu den übrigen Empfehlungen nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung: 

1. Zu Nr. 1 und 3 

Den Empfehlungen wird nicht zugestimmt. 

B e grün d u n g 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die in § 1 vorgenommene erschöpfende Zu- 
sammenstellung der wirtschaftsrech tlichenVor- 
schriften in den Bereichen der landwirtschaft- 
lichen Marktordnung, der gewerblichen Wirt- 
schaft und der Verkehrs Wirtschaft die Hand- 
habung des Wirtschaftsstrafrechts in der 
Praxis fühlbar erleichtern wird. Die Zusam- 
menstellung ermöglicht es den Verwaltungs- 
behörden und Gerichten, den Bestand der je- 
weils geltenden materiellen Rechtsnormen 
aus dem Gesetz zu entnehmen und verweist 
sie nicht darauf, das geltende Recht an Hand 
weit verstreuter Bestimmungen in zahlreichen 
Einzelgesetzen zu ermitteln. Wenn der Ka- 
talog im Laufe der weiteren Gesetzgebungs- 
arbeiten stets auf dem laufenden gehalten 
wird, dürfte die vorgeschlagene Neugestal- 
tung von der Praxis als wertvolle Verein- 
fachungsmaßnahme begrüßt werden. Mit der 
Aufrechterhaltung des § 1 wird zugleich der 
Vorschlag des Bundesrates zu Nr. 3 gegen- 
standslos, als § 1 a eine Blankettvorschrift 
nach dem Vorbild des § 17 des geltenden 
Wirtschaftsstrafgesetzes einzufügen. 


2. Zu Nr. 2 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Für einen strafrechtlichen Tatbestand der 
Gefährdung der Bedarfsdeckung, der im we- 
sentlichen dem § 1 des geltenden Wirtschafts- 
strafgesetzes entspricht, besteht kein aus- 
reichendes Bedürfnis mehr. Die Vorschrift 
setzt das Bestehen eines allgemeinen Man- 
gels an einzelnen oder allen Gegenständen 
des lebenswichtigen Bedarfs voraus. Eine 
solche allgemeine Mangellage besteht gegen- 
wärtig nicht und ist auch für absehbare Zeit 
nicht zu erwarten. 

3. Zu Nr. 5 a 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Empfehlung des Bundesrates würde einer 
Wiederherstellung des geltenden § 19 WiStG 
entsprechen. Diese Vorschrift geht vom soge- 
nannten Kostenpreis aus, der nicht nach den 
jeweiligen Bedürfnissen des Marktes ermittelt 
wird, sondern nach den im Einzelfall gemach- 
ten Aufwendungen für die Beschaffung oder 
Herstellung eines Gutes. Die Berücksichtigung 
des Kostenpreises in dieser allgemeinen Form 
steht im Widerspruch zu den Grundsätzen 
der marktwirtschaftlichen Ordnung. Sie ist 
insbesondere dort nicht gerechtfertigt, wo 
der freie Leistungswettbewerb selbsttätig für 
die Bildung angemessener Preise sorgt. Ein 
Bedürfnis für die Vorschrift des § 3 kann da- 
her nur dort heute noch anerkannt werden, 
wo ein wirksamer und freier Leis tungs Wett- 
bewerb nicht besteht. Die Ansicht des Bun- 
desrates, daß die Abgrenzung dieses neu ein- 
geführten Begriffs eine Überforderung der 
Praxis bedeute, kann vor allem deshalb nicht 
geteilt werden, weil dieses Merkmal in der 
Rechtsprechung der Gerichte bei der Feststel- 
lung unberechtigter Preisüberhöhungen schon 
seit langem eine wichtige Rolle gespielt hat. 
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4. Zu Nr. 6 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß 
die in dem Entwurf enthaltene Abgrenzungs- 
richtlinie für Straftaten und Ordnungs- 
widrigkeiten den gegenwärtigen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen besser Rechnung trägt 
als der Vorschlag des Bundesrates, der im 
wesentlichen an der bisherigen für eine andere 
Wirtschaftslage geschaffenen Formel festhal- 
ten will. 

5. Zu Nr. 7, 10 und 13 

Den Empfehlungen wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die Empfehlungen ziehen lediglich technische 
Folgerungen aus der Tatsache, daß der Bun- 
desrat die Einfügung neuer Vorschriften in 
den Entwurf vor geschlagen hat. Sie sind ge- 
genstandslos, wenn insoweit an dem Entwurf 
der Bundesregierung festgehalten wird. Aller- 
dings ist in § 5 Abs. 2 des Entwurfs ein redak- 
tionelles Versehen zu berichtigen. Die Vor- 
schrift muß wie folgt lauten: 

„(2) Ist eine Zuwiderhandlung im Sinne 
der §§1,2 eine fahrlässig begangene Straf- 
tat, so wird sie mit Geldstrafe bis zu fünf- 
zigtausend Deutsche Mark bestraft." 


6. Zu Nr. 8 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Für einen besonderen Tatbestand der Ver- 
letzung der Buchführungspflicht im Wirt- 
schaftsstrafrecht ist gegenwärtig kein aus- 
reichendes Bedürfnis mehr anzuerkennen, zu- 
mal die Durchführung der gesetzlichen Buch- 
führungspflicht durch andere gesetzliche Vor- 
schriften ausreichend gesichert ist. Der zur 
Überwachung der vorgeschlagenen Bußgeld- 
vorschrift erforderliche Verwaltungsaufwand 
kann nicht mehr gerechtfertigt werden. 

7. Zu Nr. 12 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 
Begründung 

Die in der vorgeschlagenen Neufassung des 
§ 16 enthaltene Bezugnahme auf den Ersten 
bis Vierten Abschnitt des Ersten Buches des 
Wirtschaftsstrafgesetzes in 'der früher gel- 
tenden Fassung ist unvollständig. Es hätte 
auch das Dritte Buch des Wirtschaftsstrafge- 
setzes aufgeführt werden müssen. Durch 
diese Erweiterung würde jedoch § 16 so 
schwerfällig, daß es sich empfiehlt, an der 
Fassung des Regierungsentwurfs festzuhalten. 
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